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Bericht über die Wirtschaftsentwicklung im Jahre 1962 
und die Aussichten für 1963 


A. Vorbemerkungen 

1. Zweck des Berichts 

1. Dieser Bericht erfüllt die Zusage der Bundes- 
regierung, die der Herr Bundeskanzler vor dem 
Bundestag am 9. Oktober 1962 abgegeben hat. 

Die Regierungserklärung lautet hierzu: 

„Die Bundesregierung wird die Politik der 
Preisstabilisierung konsequent fortsetzen. Sie 
hat deshalb den Bundesminister für Wirtschaft 
beauftragt, zum 15. Januar 1963 einen Wirt- 
schaft sb er icht vorzulegen. Der Bericht wird nach 
Beratung im Kabinettsausschuß für Wirtschaft 
und nach Beratung im Bundeskabinelt Ihnen zu- 
geleitet werden. In diesem Bericht werden eine 
Analyse der Entwicklung im Jahre 1962 und 
die Aussichten für das Jahr 1963 dargestellt 
werden. Es werden dabei die Möglichkeiten ge- 
zeigt werden, die ohne Beeinträchtigung der 
Preisstabilität und bei Aufrechterhaltung eines 
angemessenen Wachstums bestehen. Die Bun- 
desregierung wird daraus Leitlinien über das 
Verhalten all derjenigen ableiten, die Ansprü- 
che an das Sozialprodukt stellen.“ 

2. Ein hoher Beschäftigungsgrad, Preisstabilität 
und eine ausgeglichene außenwirtschaftliche 
Situation bei angemessenem Wirtschafts- 
wachstum sind die wichtigsten konjunkturpoli- 
tischen Ziele der Bundesregierung. Sie sind nur 
erreichbar, wenn sich alle am Wirtschaftsleben 
beteiligten Personen und Institutionen entspre- 
chend verhalten. Die Bundesregierung kann 
zwar das in ihrer Macht Stehende tun, um diese 
Ziele anzustreben; dies allein wird jedoch nicht 
genügen, um diese Ziele gleichzeitig zu errei- 
chen. Dazu ist es notwendig, daß alle, die den 
Ablauf des Wirtschaftsprozesses gestalten, mit- 
wirk en. 

3. Der wirtschaftliche Aufschwung in der Bundes- 
republik seit der Währungsreform war so stark, 
daß sich das deutsche Volk der Grenzen der 
Wachstumsmöglichkeiten noch nicht bewußt ge- 
worden ist. Jahr für Jahr wurden Steigerungen 
(des Sozialprodukts, der Einkommen und damit 
des allgemeinen Lebensstandards erzielt, die 
weit über das Maß gingen, das in früheren 
Jahrzehnten — auch international gesehen — 
als erreichbar galt. Der Expansionsspielraum 
war zu Beginn des Wiederaufbaus außerge- 
wöhnlich groß. Die Entfaltung aller Produktiv- 
kräfte war der Währungsreform, der Einfüh- 
rung der freiheitlichen Wirtschaftspolitik mit 
der weltweiten Liberalisierung des Warenver- 
kehrs und der Wiederherstellung der Konverti- 


bilität zuzuschreiben. Seit einiger Zeit haben 
sich die Bedingungen und Voraussetzungen für 
das künftige Wirtschaftswachstum jedoch geän- 
dert, so daß der weiteren Wohlstandsauswei- 
tung jetzt engere Grenzen gesetzt sind. Damit 
kommt dem Zusammenspiel der die Wirtschaft 
tragenden Kräfte sowie der besseren Abstim- 
mung aller für die Wirtschaftspolitik verant- 
wortlichen Stellen erhöhte Bedeutung zu. 

4. Der vorliegende Wirtschaftsbericht soll dazu 
dienen, diese Koordinierung zu erleichtern. Ne- 
ben einer Analyse und Beurteilung der Wirt- 
schaftsentwicklung im Jahre 1962 versucht er 
die Tendenzen für die Wirtschaftsentwicklung 
im Jahr 1963 aufzuzeigen. Es sollen damit dem 
Parlament und auch der Öffentlichkeit die rea- 
len Möglichkeiten der Anforderungen an das 
Sozialprodukt vor Augen geführt und auch die 
Rückwirkungen der Verhaltensweisen bestimm- 
ter Institutionen und Gruppen auf den Wirt- 
schaftsablauf deutlich gemacht werden. Die 
Bundesregierung erhofft sich davon ein besse- 
res Verständnis der wirtschaftlichen Zusammen- 
hänge bei allen Beteiligten und eine größere 
Rücksichtnahme auf das Gesamtwohl der Volks- 
wirtschaft. Die Übergabe des Wirtschaftsbe- 
richts an die Öffentlichkeit soll aber auch hel- 
fen, die wirtschaftspolitische Diskussion zu ver- 
sachlichen. 

11. Zur Methode der Vorausschätzung 
für 1963 

5. In diesem Bericht wird erstmalig eine Voraus- 
schau der künftigen Wirtschaftsentwicklung für 
ein Jahr vorgelegt. Diese Vorausschau wird in 
Form einer volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung gegeben, deren wichtigste Daten im Ta- 
bellenanhang zu finden sind. Die Art der hier 
gewählten Darstellung legt es nahe, auf eine 
Schilderung von Detailentwicklungen zu ver- 
zichten und sich auf die großen Zusammen- 
hänge zu beschränken. Die Gesamtredinung für 
1963 stützt sich auf alle zur Zeit vorhandenen 
Informationen über die wirtschaftlichen Ten- 
denzen im In- und Ausland sowie auf Erkennt- 
nisse über funktionale Zusammenhänge zwi- 
schen den verschiedenen Positionen der Ge- 
samtrechnung. 

Zwangsläufig liegen ihr eine Reihe von Annah- 
men zugrunde. Änderungen im Zeitablauf ge- 
genüber solchen Annahmen sind nicht auszu- 
schließen, Sie sind zum Teil sogar gefordert 
und erwünscht. Die Vorausschau stellt keine 
Zielsetzung der Politik der Bundesregierung 
dar, sondern sagt aus, wie das Ergebnis des 
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Wirtschaftsablaufs im Jahre 1963 vermutlich 
sein wird, falls die erkennbaren Tendenzen sich 
fortsetzen und die zugrunde gelegten Annah- 
men eintreffcn. Hauptzweck einer derartigen 
Vorausschätzung ist auch nicht, eine exakte 
quantitative Aussage über die wahrscheinliche 
Entwicklung zu geben. Die Ergebnisse sollen 
deutlich machen, ob, in welchem Ausmaß und 
in welcher Richtung eine besondere staatliche 
Aktivität und ein dem Gesamtwohl verpflich- 
tetes Verhalten aller Gruppen notwendig er- 
scheint, um die als wahrscheinlich anzuneh- 
mende Entwicklung für die nächste Zukunft 
vorteilhaft zu beeinflussen. Bei den Zahlen der 
Vorausschau müssen auf jeden Fall größere 
Spannen in Rechnung gestellt werden. Die Da- 
ten der Vorausschätzung sind das Ergebnis der 
Arbeiten des Interministeriellen Arbeitskrei- 
ses „Gesamtwirtschaftliche Vorausschätzungen", 
dem — unter dem Vorsitz des Präsidenten des 
Statistischen Bundesamtes — Vertreter der 
Ministerien und der Deutschen Bundesbank 
angehören. 


B. Die Wirtschaftsentwicklung im Jahre 1962 
I. Allgemeiner Überblick 

6 . Die Wirtschaft der Bundesrepublik setzte im 
Jahre 1962 ihre seit der Währungsreform von 
1948 ununterbrochene Aufwärtsentwicklung 
fort. Produktion und Umsätze sind auf fast allen 
Gebieten weiter gestiegen. Die Vollbeschäfti- 
gung war noch stärker ausgeprägt als in den 
vorhergegangenen Jahren. Die weitgehende 
Auslastung der heimischen Produktivkräfte und 
ein erneut verstärkter Rückgriff auf aus- 
ländische Hilfsquellen machten es möglich, 
durch Erweiterung der Kapazitäten und mit 
Hilfe neuer Rationalisierungsfortschritte das 
Leistungspotential der deutschen Volkswirt- 
schaft wiederum zu vergrößern. Die günstige 
Wirtschaftslage im Jahre 1962 findet ihren um- 
fassenden zahlenmäßigen Ausdruck in einer 
realen Zunahme des Sozialprodukts von rd. 
4 ^/o. 

7. Die nominalen Ansprüche an das Sozialprodukt 
sind demgegenüber um etwa 8^'2 Uo gestiegen. 
Die Ausweitung des Volkseinkommens^) kam 
allen Bevölkerungsschichten zugute, wenn auch 
die einzelnen Wirtschaftsbereiche und -zweige 
recht unterschiedlich daran teilnahmen. Die rela- 
tiv stärkste Steigerung wies dabei — wie schon 
1961 “ das Einkommen der abhängig Beschäf- 
tigten auf. Die Löhne und Gehälter haben sich 
bei beschleunigtem Arbeitszeitrückgang weiter 
kräftig erhöht, womit die' Bundesrepublik im 
internationalen Vergleich an der Spitze des 


Ü Die in diesem Bericht enthaltenen Zahlen beziehen 
sich ~ soweit nichts anderes vermerkt ist — auf das 
Bundesgebiet einschließlich Saarland, ohne Berlin 
(West). 

2) siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (9) 


Lohnzuwachses geblieben ist. In vielen Indu- 
striezweigen sind die Löhne in der Bundesrepu- 
blik im Vergleich mit den EWG-Ländern auch 
absolut am höchsten. Die Einkommensverhält- 
nisse der Rentner, Pensionäre und Unterstüt- 
zungsempfänger wurden ähnlich verbessert. Die 
durch die Zunahme der Masseneinkommen ver- 
mehrte Kaufkraft führte zu einer erneuten und 
sehr fühlbaren Hebung des Konsums. Weiter, 
wenngleich abgeschwächt, haben auch die Pri- 
vatentnahmen der Selbständigen zugenommen. 
Ein gegenüber dem Vorjahr unverändert hoher 
Anteil des verfügbaren Einkommens der priva- 
ten Haushalte wurde gespart. Auch das hat zu 
einer fortschreitenden Festigung der materiel- 
len Lebensgrundlagen der Bevölkerung beige- 
tragen. 

8 . Noch stärker als im Vorjahr wurden 1962 die 
Grenzen sichtbar, die einer weiteren, unkoor- 
dinierten Steigerung der Ansprüche an die 
Volkswirtschaft ohne Gefährdung der finanziel- 
len Stabilität und der Wettbewerbsfähigkeit ge- 
setzt sind. Drei wichtige Merkmale der Wirt- 
schaftsentwicklung im Jahre 1962 machen dies 
deutlich: 

Erstens verlangsamte sich die Expansion des 
Güter- und Leistungsangebots im Vergleich 
zum Vorjahr erneut. Dabei handelte es sich 
weniger um Auswirkungen einer in Teilberei- 
chen der Wirtschaft abgeschwächten Konjunk- 
tur. Vielmehr spiegelte sich hierin ein* grund- 
legender Wandel der Wachstumsbedingungen 
wider, die sich durch eine Verringerung des Ar- 
beitskräftezugangs und vor allem durch eine 
beschleunigte Verkürzung der Arbeitszeit ver- 
schlechtert haben. Der Rückgang der Arbeits- 
zeit um 2 ^/o bei den abhängig Beschäftigten 
im Jahr 1962 entspricht rein rechnerisch einem 
Ausfall von knapp einer halben Million Arbeits- 
kräften. 

Zweitens ist das gesamtwirtschaftliche Preis- 
niveau weiter gestiegen. Dieser Preisanstieg 
beruhte im wesentlichen auf einer noch fort- 
dauernden Uberbeanspruchung des Leistungs- 
potentials, wodurch bestehende Spannungen 
aufrechterhalten oder sogar noch verschärft 
wurden. Letzteres gilt insbesondere für den Ar- 
beitsmarkt, was dazu führte, daß im Durch- 
schnitt Lohnerhöhungen gefordert und gewährt 
wurden, die den gesamtwirtschaftlichen Produk- 
tivitätsfortschritt weit übertrafen. Gegenüber 
den nachfragebedingten Preissteigerungen ge- 
wann daher im vergangenen Jahr der Kosten- 
auftrieb erheblich an Bedeutung. Außerdem 
machten sich während der ersten Jahreshälfte 
erntebedingte Preiserhöhungen bei Nahrungs- 
mitteln bemerkbar. 

Drittens vollzog sich ein fundamentaler Wandel 
der außenwirtschaftlichen Position. Die Verän- 
derung der internationalen Kosten- und Preis- 
relationen zuungunsten der Bundesrepublik 
ließ zusammen mit anderen Faktoren den Über- 
schuß des Waren- und Dienstleistungsverkehrs 
im Vergleich zu 1961 auf weniger als die Hälfte 
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zurückgehen. Dieser verkleinerte Uberschuß 
reichte nicht mehr aus, um das Defizit bei den 
unentgeltlichen Leistungen zu kompensieren, 
so daß die Zahlungsbilanz in ihrer laufenden 
Rechnung, d. h. ohne den Kapitalverkehr, erst- 
mals seit 1950 passiv war. 

9. Das Jahresergebnis von 1962 muß im Hinblick 
auf das erreichte Wirtschaftswachstum unter 
den erschwerten Bedingungen als befriedigend 
bezeichnet werden. Auch im internationalen 
Vergleich schneidet die Bundesrepublik mit 
der je Erwerbstätigen erzielten Steigerung des 
Sozialprodukts igut ab. 

Positiv ist zu bewerten, daß es weiterhin keine 
Arbeitslosigkeit gab, wenn auch der extrem 
hohe Beschäftigungsgrad nicht ohne störende 
Wirkungen blieb. Die Nachfrage nach Arbeits- 
kräften war so stark, daß ,sie auch durch ver- 
mehrte Aufnahme ausländischer Arbeitskräfte 
bei weitem nicht gedeckt werden konnte. 

Der Übergang der Bundesrepublik von einem 
Land mit hohen Überschüssen zu einer mehr 
ausgeglichenen außenwirtschaftlichen Position 
kann angesichts der früher von den Überschüs- 
sen in der Zahlungsbilanz auf die innere Kon- 
junktur und den internationalen Handels- und 
Zahlungsverkehr ausgegangenen Störungen als 
eine den wirtschaftspolitischen Zielen angemes- 
sene Entwicklung bezeichnet werden. 

Einschränkend ist jedoch festzustellen, daß der 
außenwirtschaftliche Wandel nicht allein durch 
die Veränderung der Währungsparität gegen- 
über dem Ausland, sondern auch durch die Er- 
höhung des inländischen Preis- und Kosten- 
niveaus bewirkt wurde. Das außenwirtschaft- 
liche Gleichgewicht — das wegen der von der 
Bundesrepublik übernommenen Verpflichtun- 
gen, insbesondere für die Verteidigung und die 
Entwicklungshilfe, einen gewissen Überschuß 
beim Waren- und Dienstleistungsverkehr vor- 
aussetzt — ist im Falle weiter steigender 
Preise und Produktionskosten gefährdet. Voll- 
beschäftigung, Wachstum und Zahlungsbilanz- 
ausgleich gingen bisher zu Lasten der internen 
Preisstabilität. Zielsetzung und Ergebnis klaff- 
ten in der Preisentwicklung 1962 weit ausein- 
ander. 

11. Angebotsentwicklung und ihre Faktoren 

10. Für die Entwicklung des Angebots war von 
entscheidendem Einfluß, daß sich der Zugang 
an Erwerbstätigen noch mehr als im Vorjahr 
verringerte. Aus der natürlichen Bevölkerungs- 
entwicklung und der Veränderung der „Er- 
werbsquote'' resultierte kaum noch ein An- 
stieg. Desgleichen konnten aus der schon 1961 
extrem niedrigen Arbeitslosigkeit nur noch 
wenig Kräfte mobilisiert werden. Dagegen war 
der Saldo der Wanderungen über die Grenzen 
der Bundesrepublik noch positiv und vor allem 
der Zugang ausländischer Arbeiter weiterhin 


siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (31) 


beachtlich. Beide Quellen stelllen etwa vier 
Fünftel des auf rd. 310000 geschätzten Gesamt- 
zuwachses. Die Zahl der Erwerbstätigen stieg da- 
mit um schätzungsweise 1,2 Vo gegenüber 
+ 1,6 ®/o 1961. Etwas stärker war infolge eines 
fortdauernden Übergangs von Selbständigen 
und Mithelfenden in abhängige Beschäftigung 
die Zunahme der Zahl von Arbeitnehmern. 
Diese erhöhte sich um schätzungsweise 1,8 ^'o, 
verglichen mit + 2,2 Vo im Vorjahr und noch 
+ 3,2 Vo 1960. Die Abflachung des Beschäfti- 
gungsanstiegs wirkte um so mehr expansions- 
h?mmend, als die tatsächlich geleistete Arbeits- 
zeit verstärkt zurückging. Die meist schon im 
Vorjahr vereinbarten Regelungen der tariflichen 
Arbeitszeit brachten vielfach den Übergang 
von der 44-Stundenwoche auf 43 bis 42 Stun- 
den. Verlängerungen der Urlaubszeit und ein 
erhöhter Krankenstand machten sich in der 
gleichen Richtung bemerkbar. Für den Durch- 
schnitt aller beschäftigten Arbeitnehmer wird 
die Abnahme der geleisteten Arbeitszeit ge- 
genüber 1961 auf rd. 2 Vo geschätzt. Das Ar- 
beitsvolumen (Beschäftigte mal Arbeitszeit) ist 
damit nicht mehr gestiegen, sondern eher etwas 
kleiner geworden. Im einzelnen mag diese Ent- 
wicklung zwar durch eine Abschwächung der 
Nachfrage bedingt gewesen sein. Für die ge- 
samtwirtschaftliche Situation fiel dieser Einfluß 
jedoch wenig ins Gewicht. Denn sonst hätte sich 
das Ungleichgewicht am Arbeitsmarkt 1962 
nicht noch mehr verstärken können, wofür die 
weitere Verschlechterung der Relation zwischen 
den „sichtbaren" Arbeitsmarktreserven und 
dem ungedeckten Kräftebedarf spricht. 

11. Die gesamtwirtschaftliche Produktivität — ge- 
messen an dem realen Zuwachs des Inland- 
produkts^) je Erwerbstätigen — ist 1962 um 
etwas weniger als 3 Vo gestiegen, nach 
+ 4 Vo und + 6V2V0 in den beiden Vorjahren. 
Schwächer geworden ist auch der Produktivi- 
tätszuwachs je Erwerbstätigenstunde. Er ging 
von über 6 Vo und 5 Vo in den zwei vorange- 
gangenen Jahren auf etwa 4V2 ®/o zurück. Die 
Verminderung der Arbeitszeit reduzierte 
gleichzeitig den Auslastungsgrad der auch 1962 
nicht unerheblich vergrößerten Kapazitäten, 
was den Praduktivitätsfortschritt ebenfalls min- 
derte. In manchen Bereichen kam hinzu, daß in- 
folge einer schwächeren Nachfrage eine volle 
Ausnutzung des teilv/eise über die Absatzmög- 
lichkeiten hinaus erweiterten Anlagepotentials 
nicht möglich war. Da also beide Angebotsfak- 
toren, die Produktivität und die Beschäftigung, 
weniger stiegen, verlangsamte sich das reale 
Wachstum des Sozialprodukts auf rd. 4 nach 
5 V 2 O /0 1961 und 8 W.V 0 1960. 

12. An der Zunahme des Güter- und Leistungsange- 
bots waren 1962 alle großen Wirtschaftsber eiche 
beteiligt, wie auch die meisten unter ihnen von 
der erneuten Verlangsamung der Expansion be- 
troffen wurden. Die Abschwächung des Wachs- 
tums war besonders ausgeprägt in der gewerb- 

0 siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (10) 
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liehen Warenproduktion mit einem Rückgang 
der Expansionsrate von 6,7 Vo auf rd. 4V2 ®/o. 
Dabei erhöhte sich die industrielle Erzeugung 
kaum noch überproportional. Ihre Steigerung 
war geringer als in allen anderen Jahren seit 
1950, mit Ausnahme von 1958. Die Entwicklung 
war außerdem vor allem dadurch gekennzeich- 
net, daß die Konsumgüterproduktion erheblich 
stärker wuchs als die Erzeugung von Investi- 
tionsgütern (+ rd. 6 Vo gegenüber rd. 3 ®/o)^). 

Beträchtlich, nämlich von rd. 7V2 Vo auf rd. 4 
schwächte sich auch das Produktionswachstum 
im Baugewerbe ab. Hierbei fiel insbesondere 
die ungünstige Witterung in der ersten Jahres- 
hälfte und gegen Ende 1962 hemmend ins Ge- 
wicht. Von den übrigen Bereichen verzeichne- 
ten Handel und Verkehr einschließlich Nach- 
richtenübermittlung (-f- rd. 5 Vo) und der ge- 
samte Dienstleistungssektor (+ rd. 4V2 Vo) eine 
über dem Durchschnitt liegende Steigerung 
ihrer Wertschöpfung. Das für die Inlandsver- 
wendung zur Verfügung stehende Angebot 
wurde 1962 nicht zuletzt dadurch erhöht, daß 
die Einfuhr von Waren und Dienstleistungen — 
wie später noch ausführlich dargelegt wird — 
erheblich mehr als die Ausfuhr zunahm und 
der Exportüberschuß dadurch zurückging. 


15. 


III. Nachfrageenlwicklung und -Struktur 

13. Die nominale Gesamtnachfrage dehnte sich un- 
ter den veränderten Wachstumsbedingungen 
ebenfalls langsamer aus als in den Vorjahren. 
Von einem Gleichgewicht blieb die Volkswirt- 
schaft trotz der auf verschiedenen Gebieten im 
Verlauf des Jahres an Bedeutung gewinnenden 
Entspannungstendenzen noch weit entfernt. In 
jeweiligen Preisen stieg das Bruttosozialpro- 
dukt -) um rd. S ^/2 Vo auf etwa 337 Mrd. DM. 
Die Zunahme hatte im Vorjahr knapp 10 Vo und 
1960 12 Vo betragen. 


Beschäftigten an der Erwerbsbevölkerung 
ebenfalls zugenommen hat. Je Beschäftigten er- 
höhten sich die Löhne und Gehälter um etwa 
8V2 Vo. Die Entwicklung der Nettolöhne und 
-gehälter verlief — ähnlich wie in den Vorjah- 
ren — nicht ganz parallel zu den Bruttoeinkom- 
men, da die Abzüge für Steuern und Sozial- 
versicherungsbeiträge^) überproportional Zu- 
nahmen. In etwa dem gleichen Ausmaß wie die 
Nettolöhne vergrößerten sich auch die 
Einkommen der Rentner, Pensionäre und Un- 
terstützungsempfänger. Mit rd. 163 Mrd. DM 
war das Masseneinkommen^) um 9V2 Vo höher 
als 1961. Nicht so stark gingen die Privatent- 
nahmen der Selbständigem) über den Vorjah- 
resumfang hinaus (schätzungsweise + rd. 7 Vo), 
so daß das gesamte verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte um 9 Vo größer wurde. Rd. 
19 Mrd. DM flössen davon der privaten Erspar- 
nis^) ZU. Deren Anteil am verfügbaren Einkom- 
men, die Sparquote, blieb mit rd. 9 Vo genau so 
hoch wie im Vorjahr. Der Anteil der Ersparnis 
der privaten Haushalte^) an der Gesamterspar- 
nis in der Volkswirtschaft®), der im Jahre 1961 
bereits auf 30 Vo gestiegen ist, hat sich damit 
erneut erhöht. 

Am stärksten weitete sich auch 1962 der 
Staatsverbrauch'^) aus. Seine Zunahme um rd. 
14®/o gegenüber dem Vorjahr auf rd. 50 Mrd. 
DM beruhte ganz überwiegend auf erhöhten 
Ausgaben für die Verteidigung. Diese stiegen 
noch stärker als 1961, während die zivilen Aus- 
gaben für die laufende Verwaltungstätigkeit 
weniger Zunahmen. Mit diesen Ausgaben war 
allerdings der expansive Einfluß des Staates 
auf die Nachfrageentwicklung im Jahre 1962 
noch keineswegs erschöpft. 

In erheblichem Maße war die öffentliche Hand 
auch an der Ausweitung des Investitionsvolu- 
mens beteiligt. Die staatlichen Investitionen ^) 
stiegen um über 10 Vo auf rd. 11 Mrd. DM; an- 


14. Unter den einzelnen Nachfragekomponenten 
nahm der private Verbrauch^) auf rd. 192 Mrd. 
DM zu, was einer Steigerung um 9 Vo (Vorjahr 
A rd. lOVo) entspricht. In konstanten Preisen 
und je Einwohner stieg der Konsum um rd. 
4t/2®/o. Diese für die Beurteilung des materiel- 
len Lebensstandards gebräuchliche Meßziffer 
zeigte damit eine Verdoppelung gegenüber 
1950. Die Verbrauchsausweitung vollzog sich 
auf der Grundlage einer erneut sehr kräftigen 
Steigerung der verfügbaren Einkommen^). Die 
Bruttolohn- und -gehaltssumme erreichte über 
148 Mrd. DM, das sind reichlich IOV2V0 mehr 
als 1961. Die Lohnquote, d. h. der Anteil der 
Einkommen aus unselbständiger Arbeit am 
Volkseinkommen, vergrößerte sich in Fort- 
setzung der seit 1960 zu beobachtenden Ten- 
denz auf rd. 64 (1959 rd. 61 ®/o). Dabei ist zu 

berücksichtigen, daß der Anteil der abhängig 


nadi dem Prüduktionsindex für „reine 
güter und „reine" Investitionsgüter 
siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (5) 
siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (21) 
siehe Eiiäuterungen im Anhang, Ziffer (20) 


Verbrauchs- 


nähernd 90 ®/o davon sind Bauinvestitionen. Die 
Subventionen, Vermögensübertragungen und 
andere Zuschüsse nahmen ebenfalls beträchtlich 
zu. Insgesamt ist das Haushaltsvolumen des 
Bundes und der Länder (einschließlich der Ge- 
meinden) 1962 um schätzungsweise rd. 13 ®/o, 
also erheblich stärker als das nominale Sozial- 
produkt, gestiegen. Beim Bund machte die Stei- 
gerung rd. 15 Vo aus, was zu einem sehr be- 
trächtlichen Teil auf erhöhten Aufwendungen 
für die Verteidigung und für die Berlin-Hilfe 
beruhte. Setzt man diese Posten ab, so be- 
trug die Zunahme der Bundesausgaben nur 
rd. 7 ®/o, während sie sich bei Ländern und 
Gemeinden auf rd. 11 ®/o bezifferte. Die 
öffentlichen Ausgaben wurden nach wie vor 


siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (12) 
siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (19) 
siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (16) 
siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (35) 
siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (34) 
siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (22) 
siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (3) 
siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (24) und (25) 
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nur zu einem relativ geringen Teil durch 
Verschuldung finanziert. Der Zuwachs an 
Forderungen ging weiterhin erheblich über die 
Kreditaufnahme hinaus. Die staatliche Erspar- 
nis (Überschüsse der laufenden Rechnung) be- 
trug etwa 28 Mrd. DM, womit sich der Anteil 
der öffentlichen Hand an der Gesamtersparnis 
auf rd. 47 Vo erhöhte. An dieser Entwicklung 
und damit an der Auswirkung der staatlichen 
Vermögensbildung auf den Wirtschaftskreislauf 
waren die verschiedenen öffentlichen Haus- 
halte in recht unterschiedlichem Ausmaß be- 
teiUgt. 

16. Die Investitionen des Staates und der privaten 
Wirtschaft setzten 1962 ihren Anstieg mit einer 
Zunahme um rd. 8V2 Vo auf rd. 91 Mrd. DM 
fort. Bei einer weiteren Erhöhung der Vorrats- 
lager um etwa 5,3 Mrd. DM machte die Steige- 
rung der Anlageinvestitionen etwas über 
10% aus. Erheblich geringer war das Wachs- 
tum der Ausrüstungen.®); die Expansionsrate 
ging mit rd. 8% gegenüber 1961 (+ 14,7%) er- 
heblich zurück. In dieser Verlangsamung spie- 
gelt sich die Zurückhaltung bei den Neubestel- 
lungen von Investitionsgütern, die sich bereits 
1961 anbahnte und das ganze Jahr 1962 über 
zu beobachten war, noch nicht voll wider, da 
die Produzenten zunächst noch einen beacht- 
lichen Auftragsüberhang aus dem Vorjahr hat- 
ten. Dieser ist bis zum Jahresende jedoch in 
weitem Umfang abgearbeitet worden. Nur we- 
nig verringerte sich der nominale Zuwachs der 
Bauinvestitionen ^), der auf rd. I2V2 % zu ver- 
anschlagen ist. Die angesichts des verminderten 
Wachstums der Bauproduktion weiterhin sehr 
starke Nachfrage erstreckte sich auf fast alle 
Bereiche. Nach der Entwicklung des Bauvolu- 
mens, das in jeweiligen Preisen insgesamt um 
rd. 13% gestiegen ist, war die Zunahme im 
öffentlichen Bau mit rd. 22 % (darunter Hoch- 
bauten + rd. 16% und Tiefbauten + rd. 26%) 
am stärksten. Im Wohnungsbau betrug der An- 
stieg rd. 10 % und im gewerblichen Bau rd. 8 %. 
Leicht unter dem Volumen von 1961 blieben 
die landwirtschaftlichen Bauten (— rd. 2%). 

Die gesamte Vermögensbildung zu der neben 
den Investitionen der Forderungszuwachs ge- 
genüber dem Ausland zählt, dürfte 1962 nicht 
mehr so stark zugenommen haben wie in den 
vorangegangenen Jahren. Das ist hauptsächlich 
darauf zurückzuführen, daß sich die Bundes- 
republik 1962 im Gegensatz zu allen früheren 
Jahren gegenüber dem Ausland verschuldet 
hat. Da die freiwillige Ersparnis der privaten 
Haushalte zugenommen hat und die Ersparnis 
des Staates ebenfalls weiter gestiegen ist, 
mußte diese Entwicklung zu Lasten des Unter- 
nehmenssektors gehen. Hier hat die mit den 
nicht entnommenen Gewinnen identische Er- 


9 siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (36) 

^) siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (26) 
siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (25) 

^) siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (24) 

siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (32) und (33) 


sparnis auf schätzungsweise 13 Mrd. DM abge- 
nommen (1960 rd. 18,5 Mrd. DM und 1961 rd. 
15,5 Mrd. DM). Die Möglichkeiten der Selbst- 
finanzierung wurden dadurch erneut eingeengt. 
Die Selbstfinanzierungsquote ^) ging von rd. 
68% im Jahre 1960 und rd. 63% 1961 auf rd 
60 % im Jahre 1962 zurück. 

17. Die relativ stärkste Veränderung wies unter 
den einzelnen Verwendungsarten des Sozial- 
produkts der Außenbeitrag auf. Der Saldo des 
Waren- und Dienstleistungsverkehrs mit dem 
Ausland und Berlin (West) ging von rd. 
6,8 Mrd. DM 1961 auf rd. 4 Mrd. DM zurück. 
Entscheidend hierfür war eine verstärkte Zu- 
nahme der Einfuhr. Ihr Anstieg kann auf etwa 
10% (1961 + rd. 7%) geschätzt werden. Die 
Veränderung der außenwirtschaftlichen Position 
trat besonders deutlich beim Warenhandel in 
Erscheinung. Nach der Außenhandelsstatistik 2) 
nahmen die Importe um rd. 12% auf 49,5 Mrd. 
DM zu (1961 + 3,8%). Diese Expansion war 
zwar teilweise durch die niedrige Ernte 1961 
bedingt. Sie hing aber auch mit der Nachfrage- 
und Preisentwicklung im Inland zusammen, wo- 
durch der vielfach preisgünstigeren Auslands- 
konkurrenz ein verstärkter Absatz auf den 
deutschen Märkten ermöglicht wurde. Die Zu- 
nahme der Fertigwareneinfuhr um rd. 20 % 
und die Erhöhung ihres Anteils an den Gesamt- 
importen auf rd. 38 Vo bringen dies zum Aus- 
druck. Umgekehrt sahen sich die deutschen 
Exporteure auf den Weltmärkten einem ver- 
schärften Wettbewerb gegenüber; steigende 
Produktionskosten und eine Verringerung des 
Wachstums der internationalen Nachfrage, vor 
allem nach Investitionsgütern, ließen die Aus- 
fuhr nicht mehr so stark zunehmen. Mit einer 
Steigerung um rd. 4 % auf 53,0 Mrd. DM war 
die Expansionsrate des Warenexports niedriger 
als 1961 (+ 6,3%). Der Aktiv-Saldo der Han- 
delsbilanz verminderte sich auf 3,5 Mrd. DM, 
nachdem er 1961 den extrem hohen Betrag von 
6,6 Mrd. DM erreicht hatte. Merklich änderte 
sich ebenfalls die Dienstleistungsbilanz. Eine 
zunehmende Passivierung im Reiseverkehr, er- 
höhte Überweisungen von Arbeitsentgelten der 
ausländischen Arbeitskräfte und andere Mehr- 
ausgaben führten zu einem Defizit der 1961 
noch fast ausgeglichenen Dienstleistungsbilanz 
in Höhe von rd. 1 Mrd. DM. 

18. Mit dem Wandel der außenwirtschaftlichen Si- 
tuation, den anhaltenden Lohnsteigerungen und 
den erhöhten Verteidigungsaufwendungen war 
eine stärkere Veränderung der Nachfragestruk- 
tur verbunden. Der Anteil des Exportüber- 
schusses (Waren- und Dienstleistungen) am So- 
zialprodukt ermäßigte sich auf rd. 1 %; im 
Jahre 1957, als der Außenbeitrag seinen Höchst- 
stand erreicht hatte, nahm der Exportüberschuß 
noch mehr als 4 % des Sozialprodukts in An- 


9 Anteil der nicht entnommenen Gewinne (zuzüglich der 
Vermögensübertragungen) und der Abschreibungen 
an der Bruttoinvestition 
9 Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 
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Spruch. (Die gesamtwirtschaftliche Exportquote 
verminderte sich 1962 auf rd. 23 die Im- 
portquote stieg auf rd. 22 ®/o.) Ein erneut ver- 
größerter Teil der Gesamtnachfrage entfiel mit 
rd. 57 ®/o auf die Verbrauchsausgaben der pri- 
vaten Haushalte. Ebenfalls zugenommen hat 
die konsumtive Verwendung des Sozialpro- 
dukts durch den Staat mit einem Anteil von 
knapp 15 Vo. Die Investitionsquote dagegen 
blieb mit knapp 27 Vo annähernd konstant. In- 
nerhalb der Anlageinvestitionen hat sich das 
Schwergewicht noch weiter zum Bau verlagert 
(die Bauinvestitionen erreichten mit rd. 13 Vo 
ihren bisher höchsten Anteilsatz), während die 
von den Ausrüstungen beanspruchte Quote 
(knapp I2V2V0) eher etwas kleiner geworden 
sein dürfte. 

IV. Preisentwicklung und ihre Ursachen 

19. Die Preise für Waren und Dienstleistungen 
sind von 1961 auf 1962 noch stärker gestiegen 
als von I960 auf 1961. Nach dem „Preisindex" 
für das Sozialprodukt war der Anstieg aller- 
dings fast genauso groß wie 1961. Dieser Index 
ist aber aus verschiedenen Gründen als Maßstab 
für die Veränderung der Marktpreise im Inland 

— genau genommen — nicht anwendbar; es 
wäre richtiger, ihn nicht als Preisindex zu be- 
zeichnen. Er stellt nämlich eine Rechengröße 
zur Ermittlung der inländischen Wertschöpfung, 
also der Inlandsproduktion abzüglich der Im- 
porte, dar. Preisrückgänge bei der Einfuhr wir- 
ken damit indexerhöhend. Lohn- und Gehalts- 
aufbesserungen im Öffentlichen Dienst gehen 
ebenfalls voll als Steigerungsfaktor beim 
Staatsverbrauch in diesen Index ein. Betrachtet 
man die Preise der wichtigsten inländischen 
Verwendungsarten des Sozialprodukts, so ist 
eine verstärkte Aufwärtsbewegung gegenüber 
1961 festaustellen. Bei Bauten machte die Ver- 
teuerung rd. 8 ®/o (Vorjahr + 6,6 ®/o) und für 
Ausrüstungen rd. 3 Vo (1961 + 2,8 ®/o) aus. Be- 
sonders ungünstig auf das allgemeine Preis- 
klima wirkte die Preissteigerung im privaten 
Verbrauch. Sie ist für 1962 auf rd. 3 ®/o zu ver- 
anschlagen, womit sich der Anstieg nochmals 
verstärkt hat (1959 + 1,1 Vo, 1960 + 1,9 Vo, 
1961 + 2,7 Vo). 

20. Die Gründe für die Preissteigerung liegen 

— auf einen generellen Nenner gebracht — 
darin, daß die nominale Nachfrage in der Ge- 
samtwirtschaft das reale Angebot an Waren 
und Diensten weiterhin übertraf. Die verschie- 
denen Gruppen in der Wirtschaft sind in dem 
Maße, wie sie zur Ausweitung der Nachfrage 
über das reale Wachstum hinaus beigetragen 
haben, auch für die Preiserhöhung mitverant- 
wortlich. Daß dies — mit nur relativen Unter- 
schieden — bei allen „Ansprüchen an das So- 
zialprodukt" der Fall war, wurde in der Dar- 
legung über die Verwendung des Sozialpro- 
dukts gezeigt. Dabei handelte es sich nicht nur 
um die Folgen der im Jahre 1962 aktuellen 
Marktungleichgewichte, sondern vielfach auch 
um Nachwirkungen der übersteigerten Hoch- 


konjunktur in den vorhergegangenen Jahren. 
Besonders der bis zur Aufwertung ungezügelte 
Export- und Investitionsboom hatte bei be- 
trächtlich gestiegenen Gewinnen und einer dem- 
entsprechend hohen Selbstfinanzierungsquote 
zu einer übermäßigen Beanspruchung des Ar- 
beitsmarktes und zu Anspannungen auf ande- 
ren Gebieten geführt. Die nachfolgende Dämp- 
fung und Entspannung der Industriekonjunktur 
konnten sich nur allmählich preisstabilisierend 
auswirken, zumal die öffentliche Hand ihre 
— • weit über den nominalen Zuwachs des Sozial- 
produkts hinausgehende — Ausgabensteige- 
rung fortsetzte. Hiermit hängt vor allem der 
verstärkte Preisauftrieb am Baumarkt zusam- 
men, dem auch 1962 mehr Mittel zugeführt wur- 
den als Produktionsmöglichkeiten vorhanden 
waren. 

21. Zu den von der Nachfrageentwicklung ausge- 
lösten Preissteigerungen traten 1962 weitere 
Auftriebstendenzen von der Kostenseite her, 
wenngleich auch diese Preiserhöhungen letzt- 
lich nur auf der Basis einer entsprechend hohen 
Nachfrage möglich waren. Auf Grund der im 
Vergleich zu 1961 nur wenig verringerten Dis- 
krepanz zwischen der Lohnsteigerung und dem 
Produktivitätszuwachs ergab sich eine weitere 
Erhöhung der Lohnkosten je Einheit des Sozial- 
produkts um etwa 5V2 % (1961 über 6V0). 
Diese erneute Kostenbelastung wurde von den 
Unternehmern um so drückender empfunden, 
als kompensierende Kostensenkungen, wie sie 
1961 im Gefolge der Aufwertung durch die be- 
trächtliche Verbilligung des importierten Vor- 
materials eingetreten sind, nicht mehr so stark 
ins Gewicht fielen. Vor allem in der ersten 
Jahreshälfte war daher die Entwicklung auf 
vielen Märkten durch das Bestreben gekenn- 
zeichnet, Lohnerhöhungen auf die Preise abzu- 
wälzen. Die immer mehr auf den Inlandsmärk- 
ten vordringende Auslandskonkurrenz setzte 
dem zwar zunehmend deutlichere Grenzen. Die 
dadurch bei den Erzeugerpreisen der Industrie 
allmählich bewirkte Stabilisierungstendenz 
fand aber bisher noch keine Parallele an den 
Verbrauchermärkten. Auch dort, wo sich die 
Verteuerung von Dienstleistungen nicht aus- 
wirkte, sind die Konsumentenpreise weiter ge- 
stiegen. 

Für den Anstieg des Verbraucherpreisniveaus 
im Jahre 1962 war auch die Entwicklung der 
Ernährungskosten von Einfluß. Schlechte Ernte- 
ergebnisse im Vorjahr und die ungünstige Wit- 
terung im Frühjahr 1962 lösten bei pflanzlichen 
Produkten einen starken Preisanstieg aus. Ein 
großer Teil der Verteuerung in der Lebenshal- 
tung wurde durch diesen Sonderfaktor ausge- 
löst. Daneben fiel aber auch der Preisanstieg 
für Dienstleistungen und gewerbliche Konsum- 
güter ins Gewicht. Die Erhöhung des Gesamt- 
preisniveaus im privaten Verbrauch war nur 
auf der Grundlage einer durch fortwährende 
Einkommenssteigerungen vermehrten Kauf- 
kraft und einer erhöhten Verbrauchsneigung 
möglich. 
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C. Die Aussichten für die Wirtschafts- 
entwicklung im Jahre 1963 

I. Gesamtüberblick 

22. Die wirtschaftliche Lage weist in den letzten 
Monaden gegenüber dem oben nach den Durch- 
schnittsdaten von 1962 beschriebenen Bild 
keinen grundlegenden Wandel auf. Wohl aber 
zeigen sich Änderungen in einigen Tendenzen. 
So ist die Expansion der industriellen Erzeu- 
gung etwas lebhafter geworden, wobei auf der 
Angebotsseite eine leichte Beschleunigung des 
Produktivitätsfortschritts und auf der Nadi- 
frageseite verstärkte Impulse aus der Bauwirt- 
schaft den Ausschlag gaben. Parallel mit einer 
leichten Abflachung des Lohnanstiegs hat das 
Wachstum des privaten Verbrauchs geringfügig 
nachgelassen. Spürbar schwächer wurde die 
Ausweitung der Ausrüstungsinvestitionen, wäh- 
rend die vom Staatsverbraudi herrührenden 
Expansionsfaktoren unvermindert fortbestan- 
den. Bei einer wieder mehr wachsenden Aus- 
fuhr nahm die Einfuhr infolge der höheren 
Ernte von 1962 nicht mehr so stark zu wie im 
Jahresdurchschnitt. Eine Beruhigung bahnte sich 
in den letzten Monaten bei der allgemeinen 
Preisentwicklung an. Das Absinken vordem 
sehr stark erhöhter Nahrungsmittelpreise war 
hierfür entscheidend. Darüber hinaus wurde der 
Kostendruck in der Industrie ein wenig gerin- 
ger, da die Lohn/Produktivitätsschere nicht 
mehr ganz so stark geöffnet ist wie in den Mo- 
naten zuvor. 

23. Bei den allgemeinen Annahmen für die Wirt- 
schaftsentwicklung im Jahre 1963 kann nach 
dem gegenwärtigen Stand der Kenntnisse da- 
von ausgegangen werden, daß in den wichtig- 
sten Entwicklungslinien kein Umbruch eintreten 
wird, die Abweichungen sich also im Rahmen 
von relativen Veränderungen gegenüber den 
bisherigen Grundrichtungen halten werden. Die 
in die Zukunft weisenden Indikatoren und Da- 
ten, wie allgemeine Untern ehmererwartungen, 
Auftragseingänge, Entwicklung und Beurtei- 
lung der Auftragsbestände, Stellenangebote am 
Arbeitsmarkt usw., rechtfertigen diese An- 
nahme. 

Für die Weltkonjunktur wird auf Grund der Er- 
örterungen in internationalen Gremien und der 
von wichtigen Ländern dort mitgeteilten Vor- 
ausschätzungen eine Fortdauer der Expansion 
mit weiterer leichter Abschwächung des Wachs- 
tumsgrades unterstellt. In den Daten der Vor- 
ausschau sind außerdem die im Oktober von 
der Bundesregierung beschlossenen Maßnah- 
men berücksichtigt. Die Verwirklichung der auf 
dem Bausektor von der Regierung unterbrei- 
teten Vorschläge wurde unterstellt. Annahmen 
über weitere wirtschaftspolitische Maßnahmen 
sind für die Vorausschätzung nicht gemacht 
worden. (Siehe die Vorbemerkungen zu diesem 
Bericht.) 


24. Auf Grund dieser Annahmen, der jetzt vorlie- 
genden Informationen und der Kenntnisse über 
die Zusammenhänge zwischen den einzelnen 
Angebots- und Nachfragefaktoren ist — in 
Übereinstimmung mit den Ergebnissen der Be- 
rechnungen des Interministeriellen Arbeitskrei- 
ses „Gesamtwirtschaftliche Vorausschätzun- 
gen" — mit den folgenden Entwicklungstenden- 
zen zu rechnen: 

Das Wirtschaftswachstum in der Bundesrepu- 
blik wird auch 1963 anhalten. Mit einer weite- 
ren leichten Verlangsamung des Expansions- 
tempos muß gerechnet werden. Noch stärker als 
in den Vorjahren werden die Wachstumsmög- 
lichkeiten von der Entwicklung am Arbeits- 
markt bestimmt sein. Bei einem nur noch sehr 
geringen Zugang an Beschäftigten dürfte trotz 
einer wieder etwas günstigeren Produktions- 
entwicklung die Zunahme des realen Brutto- 
sozialprodukts kaum mehr als 3 V 2 Vo betragen. 

Dieser eng begrenzten Steigerung des gesamt- 
wirtschaftlichen Angebots würde — unter der 
oben erwähnten Annahme einer Fortsetzung 
der bisher zu beobachtenden Entwicklungs- 
tendenzen — eine erheblich darüber hinaus- 
gehende Ausweitung der gesamtwirtschaft- 
lichen Nachfrage, gemessen am Nominalwert 
des Bruttosozialprodukts um rd. 6 Vo, gegen- 
überstehen. 

An dieser Ausweitung werden vermutlich der 
Staatsverbrauch und die Bauinvestitionen mit 
überdurchschnittlichen Wachstumsraten, der pri- 
vate Verbrauch mit einer sich im Rahmen der 
nominalen Gesamtentwicklung haltenden Stei- 
gerung und die Ausrüstungsinvestitionen mit 
einer darunter liegenden Expansdonsrate betei- 
ligt sein. Der Exportüberschuß und damit auch 
der Anteil des Außenbeitrags am Sozialpro- 
dukt wird voraussichtlich weiter abnehmen. Bei 
einer Realisierung eines solchen Nachfragezu- 
wachses würde die Differenz zwischen realer 
und nominaler Entwicklung des Sozialprodukts 
etwa 2 V 2 bis 3% betragen. Diese Diskrepanz 
ist nicht ganz identisch mit der Veränderung 
der Marktpreise für die inländischen Verwen- 
dungsarten. Unter Berücksichtigung der Tat- 
sache, daß das Preisniveau bei letzteren Ende 
1962 um etwa 1 % über dem Jahresdurchschnitt 
lag, entspricht die gesamte Spanne einer weite- 
ren Eiihöhung der Preise für den privaten Ver- 
brauch und die Investitionen um rd. IV 2 bis 
2 Vo im Verlauf des Jahres 1963. Derartige 
Preissteigerungen müßten vor allem dann be- 
fürchtet werden, wenn es nicht gelingt, die An- 
sprüche der öffentlichen Hand in vertretbaren 
Grenzen zu halten und die Steigerung der Löh- 
ne und Gehälter gegenüber dem Ausmaß der 
letzten Jahre deutlich spürbar zu bremsen. 

II. Angebotsentwicklung 

25. Ein entscheidender Wandel zeichnet sich bei 
der Entwicklung der Erwerbsbevölkerung ab. 
Während die Zahl der Erwerbstätigen von 1950 
bis 1960 um rd. 25 Vo zugenommen hatte, kann 
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für das Jahrzehnt bis 1970 nur noch mit einer 
Zunahme zwischen 3 % und 5 % gerechnet wer- 
den. Der Wandel tritt 1963 ziemlich abrupt in 
Erscheinung. Die Zahl der Erwerbstätigen dürf- 
te sich nur um rd. 55 000 Personen (+ 0,2 %) 
erhöhen, nachdem der Anstieg 1962 noch etwa 
310 000 und 1960 sogar noch nahezu eine halbe 
Million betragen hatte. Aus der natürlichen Be- 
völkerungsbewegung und der Veränderung der 
Erwerbsquote, die unter anderem durch die Ein- 
führung des 9. Schuljahres in einigen Bundes- 
ländern herabgedrückt wird, resultiert wahr- 
scheinlich sogar eine Minderung von rd. 30 000 
Personen. Diese wird voraussichtlich überkom- 
pensiert durch einen weiterhin leicht positiven 
Saldo aus der normalen Ein- und Auswande- 
rung sowie durch eine Zuwanderung von schät- 
zungsweise rd. 70 000 ausländischen Arbeit- 
nehmern. Dieser Zustrom ist merklich schwä- 
cher als 1962, da sich die Arbeitsmarktlage in 
Italien, dem wichtigsten Abgabeland, insofern 
geändert hat, als kaum noch ein Angebot an 
Facharbeitern besteht und zudem die Nach- 
frage nach neuen ausländischen Arbeitskräften, 
unter anderem wegen der erhöhten Kosten- 
belastung, schon seit einiger Zeit nicht mehr 
so stark zunimmt. Etwas mehr als die Gesamt- 
zahl der Erwerbspersonen dürfte sich die der 
Arbeitnehmer erhöhen, da mit einem weiteren 
Übergang von bisher Selbständigen und mit- 
helfenden Familienangehörigen in eine abhän- 
gige Beschäftigung zu rechnen ist. Daß die schon 
extrem ni©drige Arbeitslosigkeit 1963 nochmals 
sinkt, kann nicht erwartet werden. Demnach 
wird die Zunahme der Zahl von abhängig Be- 
schäftigten auf rd. 85 000 Personen (+0,4%) 
geschätzt. 

26. Je nachdem, wieweit die bereits vereinbarten 
und beabsichtigten Arbeitszeitverkürzungen 
verwirklicht werden, wird das gesamte Arbeits- 
volumen (Beschäftigte mal Arbeitszeit) 1963 
mehr oder weniger deutlich zurückgehen. Be- 
rücksichtigt man die Weiterwirkungen der Ar- 
beitszeitverkürzungen von 1962 und geht man 
davon aus, daß die für etwa 3,5 Millionen Be- 
schäftigte vorgesehene Herabsetzung der tarif- 
lichen Wochenarbeitszeit zusammen mit den ge- 
planten Urlaubsverlängerungen realisiert wird, 
so vermindert sich die durchschnittlich geleiste- 
te Arbeitszeit aller beschäftigten Arbeitnehmer 
um rd. 1 V 2 % und somit das Arbeitsvolumen 
um annähernd 1 %. Die Tatsache, daß die Un- 
ternehmer auch 1963 bemüht sein werden, den 
negativen Einfluß dieses Faktors auf die Pro- 
duktionsentwicklung durch verstärkte Ratio- 
nalisierungsanstrengungen zu mildern, darf 
nicht über die ungünstige volkswirtschaftliche 
Wirkung der beabsichtigten Minderung der Ar- 
beitszeit hinwegtäuschen. Dieses Ratdonalisie- 
rungsbestreben wird 1963 auch aus anderen 
Gründen (Zwang zur Kostensenkung wegen des 
zunehmenden Wettbewerbs) sicherlich anhal- 
ten. In Fortsetzung der ab Jahresmitte 1962 zu 
beobachtenden Tendenz dürfte der gesamtwirt- 


schaftliche Produktivitätsfortschritt leicht zu- 
nehmen und voraussichtlich etwas mehr als 3®/o 
(realer Inlandsproduktzuwachs je Erwerbstäti- 
gen) erreichen. Wegen der annähernd stagnie- 
renden Zahl der Erwerbstätigen ist die reale 
Zunahme des Gesamtangebots an Waren und 
Diensten nur wenig höher zu veranschlagen als 
das Produktivitätswachstum, während noch vor 
wenigen Jahren das Güterangebot wesentlich 
stärker als der Produktivitätsfortschritt stieg 
(1960 8 V 2 : 6 V 2 %, 1961 5 V 2 : 4 %). 

27. An der Steigerung der Gesamtproduktion neh- 
men nach den Vorausschätzungen alle großen 
Wirtschaftsbereiche teil, auch wenn es in ein- 
zelnen Branchen zu Produktionsrückgängen 
kommen kann. Da die künftige Entwicklung 
stärker von dem verfügbaren — und allgemein 
begrenzten — Angebotsspielraum abhängen 
wird als von der Nachfrage, dürften die Wachs- 
tumsunterschiede zwischen den einzelnen gro- 
ßen Bereichen im Vergleich zu 1962 geringer 
sein. Die landwirtschaftliche Erzeugung wird 
unter der Voraussetzung normaler Witterungs- 
bedingungen um rd. 1 Vo steigen, während für 
die übrige Warenherstellung (Industrie, Bau 
und Handwerk) mit einer Expansion um rd. 
3V2% zu rechnen ist. Eine etwas größere Zu- 
nahme ist im Handel und Verkehr zu erwarten. 
Mit etwa 3 V 2 % dürfte die Wertschöpfung im 
übrigen Dienstleistungsbereich steigen. Das An- 
gebot aus der Inlandsproduktion wird durch 
einen weiterhin überproportional zunehmenden 
Import ergänzt. In konstanten Preisen dürfte 
die Einfuhr von Waren und Dienstleistungen 
um rd. 5 % wachsen. Demgegenüber kann die 
reale Ausweitung des Exports nur mit rd. 2 V 2 ®/o 
angesetzt werden. 

III. Nachfrageentwicklung 

28. Die Expansion der nominalen Gesamtnachfrage 
wird sich wahrscheinlich deutlicher als die des 
Angebots verlangsamen, so daß die Wieder- 
herstellung des gesamtwirtschaftlichen Gleich- 
gewichts näher rückt. Mit einer auf — wie be- 
reits erwähnt — etwas mehr als 6 % geschätz- 
ten Steigerung liegt die Wachstumsrate niedri- 
ger als in allen vorher gegangenen Jahren seit 
1950. Im Gegensatz zur Produktionsentwicklung 
nach Wirtschaftsbereichen dürfte die Differen- 
zierung des Wachstums der verschiedenen 
Nachfragekomponenten stärker ausgeprägt sein 
als 1962. 

29. Zu der Erhöhung des nominalen Bruttosozial- 
produkts um rd. 21 Mrd. DM auf schätzungs- 
weise 357 Mrd. DM trägt auch 1963 der private 
Verbrauch in beträchtlichem Maße bei. Seine 
Steigerung kann — immer von der bei Abfas- 
sung dieses Berichts erkennbaren Situation aus- 
gehend — auf rd. 6 % veranschlagt werden. Die 
weitere Zunahme der Konsumausgaben in den 
privaten Haushalten bleibt überwiegend durch 
die Lohn- und Gehaltsentwicklung bestimmt. 
Für etwa 12 bis 13 Millionen Beschäftigte, das 
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sind knapp zwei Drittel aller Arbeitnehmer, 
können im Jahr 1963 die Lohn- und Gehalts- 
tarifverträge gekündigt werden. Auf Grund der 
1963 wahrscheinlich noch fortdauernden An- 
spannung am Arbeitsmarkt und der zu erwar- 
tenden Forderungen ist trotz eines stärkeren 
Widerstandes der Arbeitgeber zu befürchten, 
daß sich Lohnerhöhungen in einem Ausmaß 
durchsetzen lassen, das im Hinblick auf die er- 
strebte Preisstabilisierung zu hoch ist, es sei denn, 
die Haltung der Sozialpartner ändert sich in 
den nächsten Wochen erheblich. Dazu kommen 
noch die Ausgleichszahlungen für die in Kraft 
tretenden Arbeitszeitverkürzungen. Unter Be- 
rücksichtigung der verschiedenen Zeitpunkte, 
zu denen diese Lohnaufbesserungen in Kraft 
treten können, und als Folge der Fortwirkungen 
des Anstiegs vom Vorjahr ergäbe sich bei un- 
veränderter Verhaltensweise der Tarifparteien 
voraussichtlich eine Zunahme der Löhne und 
Gehälter je Beschäftigten, die den Produktivi- 
tätsfortschritt wiederum beträchtlich übertrifft. 
Das Masseneinkommen, das neben den Netto- 
löhnen und -gehältern die Einkommensübertra- 
gungen des Staates (Renten, Pensionen, Unter- 
stützungen und dergleichen) umfaßt, dürfte 1963 
um etwas über 6 Vo steigen. Insigesamt dürfte 
damit das verfügbare Einkommen der privaten 
Haushalte, ebenso wie der private Verbrauch, 
um annähernd 6 ®/o wachsen. Es wird unter- 
stellt, daß die Ersparnis der privaten Haushalte 
parallel hierzu auf rd. 20 Mrd. DM zunehmen 
und sich die Sparquote mit 9 ^/o nicht wesentlich 
verändern wird. 

30. Stärker als der private Konsum nimmt nach den 
derzeit bekannten Plänen auch 1963 der Staats- 
verbrauch mit einer Wachstumsrate von rd. 9Vo 
zu. Diese Expansion ist zum Teil die Folge eines 
erneut sehr beträchtlichen Ansteigens der Ver- 
teidigungsausgaben. Daneben wirken sich wei- 
tere Lohn- und Gehaltsaufbesserungen im 
Öffentlichen Dienst aus. Die von der Bundes- 
regierung vorgeschlagene Beschränkung des 
Bundeshaushalts betrifft im wesentlichen nicht 
die im Konto Staatsverbrauch zu verbuchenden 
Ausgaben für die laufende Verwaltungstätig- 
keit, sondern hauptsächlich die Ansätze für 
Investitionen, Darlehen und Zuschüsse. 

31. Die Investitionen der öffentlichen Hand werden 
langsamer wachsen als 1962. Die Abschwächung 
erstreckt sich jedoch mehr auf die — ihrem 
Anteil nach ohnehin nicht sehr bedeutenden — 
Ausrüstungsinvestitionen des Staates ^), wäh- 
rend die öffentlichen Aufwendungen für Bauten 
weiterhin noch verhältnismäßig stark zunehmen 
dürften. Auch bei anderen Bauausgaben ist mit 
einer über den Angebotsspielraum hinausge- 
henden Steigerung zu rechnen. Die bisher be- 
kannten Planungen lassen vermuten, daß die 
gesamten Bauinvestitionen um 8 bis 9 ®/o zu- 
nehmen werden, wenn es nicht gelingen sollte, 
alle Öffentlichen Stellen zu einer verstärkten 


0 siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (25) 


Zurückhaltung zu veranlassen. Die Zunahme 
wäre damit zwar merklich geringer als in den 
vorangegangenen vier Jahren; in Anbetracht 
der vor allem vom Arbeitsmarkt her, auch 1963 
begrenzten Möglichkeiten der Angebotssteige- 
rung bedeutet sie aber noch immer eine beacht- 
liche Uberbeanspruchung des Baumarktes (die 
tarifliche Wochenarbeitszeit im Baugewerbe ist 
ab Oktober 1962 um eine Stunde auf 43 Stunden 
herabgesetzt worden und soll am 1. Oktober 
1963 weiter auf 42 Stunden verkürzt werden). 
Durch das Gesetz zur Einschränkung der Bau- 
tätigkeit vom 8. Juni 1962 und die anderen ge- 
planten Maßnahmen (im wesentlichen die Sus- 
pendierung des § 7 b EStG und die Verzögerung 
der Mittelvergabe für den Wohnungsbau) kann 
auf dem Gebiet des Wohnungsbaus nur eine 
allmähliche Auflockerung der Marktspannung 
erhofft werden. 

Im gewerblichen Bau dürfte sich die schon 1962 
begonnene Nachfrageberuhigung im Jahre 1963 
deutlicher durchsetzen. Diese Annahme er- 
scheint auch auf Grund der Tendenzen bei den 
Ausrüstungsinvestitionen der privaten Wirt- 
schaft gerechtfertigt. Hier werden sich 1963 die 
Auswirkungen der im Vorjahr insgesamt 
schwächer gewordenen Bestelltätigkeit und der 
in wichtigen Investitionsgüterbranchen redu- 
zierten Auftragsbestände zeigen. Die Reich- 
weite der Auftragsreserven ist jedoch — ge- 
messen an der spürbar verlangsamt wachsenden 
Produktion — noch immer recht ansehnlich. Zu- 
dem lassen die bis jetzt bekanntgewordenen 
Investitionsabsichten der Unternehmer erken- 
nen, daß auch 1963 die Aufwendungen, insbe- 
sondere für Rationalisierungsvorhaben, hoch 
bleiben werden. Insgesamt wird ein Zuwachs 
der Bruttoanlageinvestitionen von 6 bis 7 % 
und eine etwas stärkere Erhöhung der Vorrats- 
lager als 1962 angenommen. 

Für die Ersparnis der einzelnen Sektoren erge- 
ben sich unter den dargelegten Annahmen wie- 
derum gewisse Verschiebungen. Der Anteil der 
staatlichen Ersparnis (Überschuß der laufenden 
Rechnung) an der Gesamtersparnis dürfte 1963 
weiterhin zunehmen, nachdem er bereits in den 
Vorjahren sehr kräftig gestiegen war. Dabei ist 
wiederum zu berücksichtigen, daß sich für die 
einzelnen öffentlichen Haushalte unterschied- 
liche Tendenzen ergeben dürften. Der Rückgang 
der nicht entnommenen Gewinne bei den Unter- 
nehmen wird sich vermutlich fortsetzen; die 
Gewinnspannen dürften erneut absinken. Die 
Selbstfinanzierungsquote der Unternehmer 
dürfte den niedrigen Stand von 1962 eher noch 
unterschreiten. Leicht zunehmen wird der An- 
teil der privaten Ersparnis an der gesamten 
Vermögensbildung, 

32. Ein weiterer Rückgang des Exportüberschusses 
wird vermutlich die außenwirtschaftliche Ent- 
wicklung im Jahre 1963 kennzeichnen. Mit 
einem auf etwa 2 Mrd. DM geschätzten Außen- 
beitrag wird dieser Saldo seinen niedrigsten 
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Stand seit 1951 erreichen. Dem liegt die An- 
nahme einer Steigerung der Gesamteinfuhr von 
Waren und Dienstleistungen um etwa 5 % zu- 
grunde. Dieser Zuwachs ist erheblich geringer 
als im Vorjahr. Dabei ist aber zu berücksichti- 
gen, daß verschiedene Sondereinflüsse des 
Jahres 1962 (insbesondere die mit den schlech- 
ten Ernten 1961/62 zusammenhängende Steige- 
rung der Agrareinfuhr) wegfallen. In Anbe- 
tracht des verringerten Produktionswachstums 
werden die Einfuhren von Rohstoffen und Halb- 
waren vermutlich nur wenig steigen. Das 
Schwergewicht der Importzunahme dürfte noch 
mehr als 1962 auf dem Fertigwarengebiet lie- 
gen. Die Gesamtausfuhr von Waren und Dienst- 
leistungen geht wahrscheinlich nur um 2 V 2 bis 
3 Vo über den Vorjahresumfang hinaus. Der 
deutliche Rückgang der Auftragsbestände im 
Exportgeschäft, insbesondere im Investitions- 
güterbereich, und die für 1963 allgemein erwar- 
tete Verlangsamung im Wachstum des Welt- 
handels sprechen für diese Annahme. 

33. Aus den dargelegten Abweichungen der ver- 
schiedenen Nachfragekomponenten vom durch- 
schnittlichen Wachstum werden weitere Ver- 
änderungen der Nochfragestruktur erkennbar. 
Bei einem annähernd konstant bleibenden An- 
teil des privaten Verbrauchs (rd. 57 Vo) am 
Bruttosozialprodukt wird der Staatsverbrauch 
(rd. 15 Vo) erneut einen größeren Teil bean- 
spruchen. Wenig dürfte sich die gesamte In- 
vestitionsquote (rd. 27 Vü) verändern, wobei 
aber der Anteil der Bauten zunimmt und der für 
Ausrüstungsinvestitionen zurückgeht. Unter 
1 ^/o wird aller Voraussicht nach der Anteil des 
Außenbeitrags am Sozialprodukt sinken. In die- 
sem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, 
daß Vorausschätzungen der Investitionen bei 
den Unternehmen und des Außenbeitrags stets 
besonders problematisch sind, da beide Größen 
auf konjunkturelle Veränderungen am rasche- 
sten reagieren. Gerade für 1963 sind die Auf- 
fassungen über die Entwicklung auf diesem Ge- 
biet nicht ganz einheitlich. 


IV. Preisentwicklung 

34. Der allgemeine Preisanstieg dürfte sich im 
Jahre 1963 - — wie unter Ziffer 20 bereits dar- 
gelegt wurde — abflachen. Da er aber auch in 
diesem Jahr noch nicht völlig zum Stillstand 
kommen wird, bleibt es wichtigste wirtschafts- 
politische Aufgabe, alles zu tun, damit die An- 
sprüche an das Sozialprodukt auf das Maß 
zurückgeführt werden, welches eine Preisstabi- 
lität erwarten läßt. Sieht man von der Beson- 
derheit der „Preiserhöhungen" im Staatsver- 
brauch ab, so ist eine Anhebung des Preis- 
niveaus um etwa 2^b bis 3 Vo im ganzen Jahr 
1963 gegenüber dem durchschnittlichen Stand 
von 1962 immerhin möglich. Daß ein Teil dieser 
Steigerung bis zum Jahresende 1962 bereits 
eingetreten ist und die Preiserhöhung im Ver- 


lauf von 1963 entsprechend geringer ausfallen 
wird, wurde schon erwähnt. 

Zum großen Teil nachfragebedingte Preiserhö- 
hungen sind zunächst noch in höherem Maß am 
Baumarkt zu befürchten, wobei — wie im Vor- 
jahr — die Entwicklung bei den einzelnen Bau- 
arten keine großen Unterschiede zeigen wird. 
Die Tendenzen zu Preissteigerungen in diesem 
Bereich werden so lange anhalten, wie es nicht 
gelingt, den Bauüberhang wesentlich zu redu- 
zieren. Neben der hauptsächlich auf dem Bau- 
markt konzentrierten Übernachfrage geht vor- 
aussichtlich auch von der Kostenentwicklung 
ein Druck in Richtung auf steigende Preise aus. 
Die hier geschätzte Zunahme der Löhne und 
Gehälter je Beschäftigten würde bei dem vor- 
aussichtlichen Produktivitätsfortschritt einen 
weiteren Anstieg der Lohnkosten je Produk- 
tionseinheit zur Folge haben. Die Diskrepanz 
zwischen diesen beiden Entwicklungen wäre da- 
mit nicht mehr ganz so groß wie in den vorange- 
gangenen Jahren, aber immer noch erheblich. 

Darüber hinaus sind noch Preisbewegungen in 
Rechnung zu stellen, deren Gestaltung nur zum 
Teil vom Markt abhängt. So werden in den er- 
sten Monaten des Jahres die Mehrzahl der 
Bahn- und Posttarifpositionen heraufgesetzt. 
Auf Grund des Zweiten Bundesmietengesetzes 
könnten ab 1. Januar 1963 für einen Teil der 
Altbauwohnungen die Mieten erhöht werden. 
Außerdem ist auf Grund des gleichen Gesetzes 
ab Mitte 1963 die Freigabe der Mietpreise in 
den Kreisen und Gemeinden vorgesehen, in 
denen die Wohnraumbewirtschaftung aufgeho- 
ben wird. Auch bei wichtigen Agrarprodukten 
werden Preiserhöhungen erörtert. Bei der Beur- 
teilung der allgemeinen Preisentwicklung muß 
gewiß auch berücksichtigt w;erden, daß der An- 
passungsprozeß an den auf lange Sicht geringer 
gewordenen Wachstumsspielraum eine be- 
stimmte Zeit in Anspruch nimmt. 


D. Beurteilung der Wirtschaftsentwicklung 1963, 
wirtschaftspolitische Schlußfolgerungen 
und Leitlinien 

L Wirtschaftsentwicklung und wirtschaftspolitische 
Zielsetzung 

35. Die Aussichten für den weiteren Wirtschafts- 
ablauf sind nach den vorstehenden Darlegungen 

— von. den Gefahren für die Preisstabilität 
und die Wettbewerbsfähigkeit, auf die im 
folgenden weiter eingegangen wird, abgesehen 

— im großen und ganzen als günstig zu bezeich- 
nen. Die Ergebnisse der Vorausschau verbieten 
einen Konjunkturpessimismus. Nach wie vor 
sind recht beachtliche Auftriebskräfte im Inland 
vorhanden; die Wirtschaft der Bundesrepublik 
bleibt in eine insgesamt aufwärts gerichtete 
Weltkonjunktur eingebettet. Dieses Urteil 
schließt die Möglichkeit, ja sogar die Wahr- 
scheinlichkeit ein, daß in einzelnen Branchen 
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das Geschäft härter wird. Mit der weiteren Ver- 
langsamung des Expansionstempos werden 
strukturbedingte wie andere Schwierigkeiten 
deutlicher in Erscheinung treten. Wenn sich 
auch im ganzen gesehen die Tendenzen zu 
einem besseren Gleichgewicht zwischen Ange- 
bot und Nachfrage verstärken werden, so be- 
friedigen diese Perspektiven wirtschaftspoli- 
tisch doch nicht in allen Punkten. 

Am ehesten ist das noch bei dem für 1963 vor- 
ausgeschätzten gesamtwirtschaftlichen Produk- 
tionswachstum der Fall, wenn man von den dar- 
gelegten — keineswegs aber unbeeinflußbaren 
— Hypothesen ausgeht. Ein sehr hoher Ee- 
schäftigungsgrad scheint gesichert; die Span- 
nungen zwischen der extrem niedrigen Arbeits- 
losigkeit und der Nachfrage nach Arbeitskräften 
bleiben immer noch zu ausgeprägt. 

Der voraussichtliche erneute Rückgang des 
Überschusses im Waren- und DiensUeistungs- 
verkehr mii dem Ausland bringt bei weiterhin 
hohen unentgeltlichen Zahlungen die gesamte 
Leistungsbilanz in ein stärkeres Defizit. Ange- 
sichts der viele Jahre hindurch sehr großen Zah- 
lungsbilanzüberschüsse und der Anfang 1963 
vorhandenen zentralen Währungsbestände von 
annähernd 28 Mrd. DM geht von einer maß- 
vollen Minderung dieser Bestände noch keine 
unmittelbare Gefahr aus. Man darf indessen 
nicht die Augen davor schließen, daß eine Fort- 
setzung der aufgezeigten Tendenzen die Bun- 
desrepublik auf längere Sicht in Zahlungs- 
bilanzschw’ierigkeiten bringen würde. 

Unbefriedigend sind unter den genannten Ziel- 
setzungen die Aussichten für die weitere Preis- 
entwicklung. Der allgemeine Preisanstieg dürfte 
zwar geringer ausfallen als in den beiden Vor- 
jahren. Die Preisstabilität wird aber trotz einer 
ruhigeren Entwicklung der Gesamtnachfrage 
noch nicht voll erreicht. Neben dem Fortbe- 
stehen von Übernachfrage auf Teilmärkten ist 
ein anhaltender Kostenauftrieb, vor allem von 
der Lohnseite her, zu befürchten. Die Möglich- 
keiten, diesem durch eine Schmälerung der Ge- 
winne zu begegnen, sind in den letzten Jahren 
wesentlich eingeengt worden, häufig sind sie 
nicht mehr gegeben. 

36. In die wirtschaftspolitischen Überlegungen müs- 
sen neben den kurzfristigen Aspekten auch die 
längerfristigen Perspektiven einbezogen wer- 
den. Das gilt nur für solche Daten und Entwick- 
limgslinien, die sich einigermaßen realistisch 
beurteilen lassen, nicht aber für überwiegend 
hypothetische Vorausberechnungen und lang- 
fristige Detailprognosen, die für die wirtschafts- 
politische Orientierung unbrauchbar und für die 
freie Entfaltung einer das Zukunftsrisiko nicht 
scheuenden Unternehmerinitiative schädlich 
sind. Ein Tatbestand kann allerdings keinem 
Zweifel unterliegen: die Chancen für künftige 
Expansionen haben sich gegenüber dem letzten 
Jahrzehnt grundlegend gewandelt. Was sich 
1962 vollzog und für 1963 an Entwicklungen 
vorausgesehen werden kann, stellt nicht nur ein 


konjunkturelles Phänomen — die Reaktion auf 
einen übersteigerten Boom — dar, sondern ist 
zu einem wesentlichen Teil Ausdruck veränder- 
ter Wachstumsbedingungen. Nach Erreichung 
der Vollbeschäftigung und infolge des Alters- 
aufbaus der Bevölkerung kann — auch für die 
kommenden Jahre — nur noch mit einem sehr 
geringen Zugang an Erwerbstätigen gerechnet 
werden, während bis 1960 ständig größere Re- 
serven an Arbeitskräften zur Verfügung stan- 
den. Der Investitionsspielraum ist damit kleiner 
geworden, da Investitionen, zu deren Aus- 
lastung zusätzliche Arbeitskräfte erforderlich 
werden, gesamtwirtschaftlich nur noch in be- 
grenztem Umfang möglich und sinnvoll erschei- 
nen. Für einzelne Unternehmer und Branchen, 
die zusätzliche Beschäftigte gewinnen können, 
sind selbfitverständlich auch künftig Erweite- 
rungsinv^istitionen mit neuen Arbeitsplätzen 
zweckmäßig und durchführbar. Gleichzeitig ist 

— wie die Entwicklung ab 1961 erkennen läßt 

— eine fundamentale Änderung in der außen- 
wirtschaftlichen Lage eingetreten, was zum 
Teil ebenfalls mit dem Erreichen der Vollbe- 
schäftigung zusammenhängt. Die Zeit der hohen, 
ja sogar exorbitanten Exportüberschüsse ist vor- 
über, wobei 1963 eine weitere Verminderung 
des Ausfuhrüberschusses nicht unwahrschein- 
lich ist. Insgesamt verlieren also auf der Nach- 
frageseite die in den vergangenen Jahren stärk- 
sten Expansionsfaktoren, nämlich die Investi- 
tionen und die Exporte, tendenziell an Gewicht. 
Die Bedeutung der konsumtiven Verwendungen 
des Sozialprodukts — privater Verbrauch und 
Staatsverb rauch — für das Wirtschaftswachs- 
tum nimmt hingegen zu. 

Um die weitere Auslastung des Produktions- 
potentials und eine hohe Beschäftigung zu ge- 
währleisten, ist ein solcher Prozeß der Nach- 
frageumschichtung auf lange Sicht notwendig. 
Es besteht indessen die große Gefahr, daß sich 
dieser Wandel zu abrupt und bei steigenden 
Preisen vollzieht. Auch das wurde in den letz- 
ten beiden Jahren zur Genüge deutlich. Einmal 
haben sich die öffentlichen Haushalte in ihrer 
Ausgabenpolitik auf die hohen Zuwachsraten 
des Steueraufkommens früherer Jahre einge- 
richtet. Zum anderen ist die Lohnpolitik an den 
Expansionsmöglichkeiten der Vergangenheit 
orientiert. Die dargelegten Wandlungen wer- 
den bisher nicht oder doch viel zu wenig zur 
Kenntnis genommen. Bei den Ansprüchen der 
Unternehmer an den Produktionsapparat hat 
sich die Angleichung — zum Teil unter dem 
Zwang der Gewinnentwicklung — schon weit- 
gehend vollzogen, was allerdings noch nicht für 
die Nachfrage nach Arbeitskräften gilt. Für die 
Wirtschaftspolitik ergibt sich damit die beson- 
dere Verpflichtung, die Konsum- und Investi- 
tionsansprüche der öffentlichen Hand an das 
den neuen Wachstumsbedingungen adäquate 
Maß anzupassen. Die gleiche Verpflichtung er- 
wächst hinsichtlich der Verbrauchsnachfrage 
der privaten Haushalte allen am Wirtschafts- 
prozeß Beteiligten. 
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37. Auf lange Sicht dient eine solche Politik nicht 
nur der Preisstabilisierung, sondern auch der 
Sicherung einer optimalen Expansion und einer 
hohen Beschäftigung, übermäßige Lohn- und 
Gehaltssteigerungen bedeuten eine Kosten- 
erhöhung, die zu einer derartigen Verschlechte- 
rung der Gewinnsituation der Unternehmer füh- 
ren könnte, daß selbst der kleiner gewordene 
Spielraum für Investitionen nicht mehr genutzt 
werden könnte. Die veränderten außenwirt- 
schaftlichen Bedingungen setzen dem Prozeß 
der Kostenüberwälzunig und der internen Infla- 
tion über kurz oder lang ein Ende, oder sie 
führen zu einem bedenklichen und nur schwer 
wieder auszugleichenden Verlust an interna- 
tionaler Wettbewerbsfähigkeit. Nicht einmal 
der wirtschaftspolitisch gewiß unerfreuliche 
Trost, daß die interne Geldwertverschlechte- 
rung mit einem entsprechenden inflationären 
Trend in den wichtigsten anderen Welthandels- 
ländern parallel läuft, ist in dieser Entwick- 
lungsphase angebracht. So sind die Preis- und 
Kostenerhöhungen in dem wichtigsten Welt- 
handelsland, den Vereinigten Staaten, in der 
jüngsten Vergangenheit deutlich ruhiger ge- 
worden. Die bitteren Erfahrungen anderer Län- 
der, die zu spät den Weg der Preis- und Kosten- 
inflation verlassen haben, sollten eine ernste 
Mahnung sein. Von den Wachstums- und Zah- 
lungsbilanzgesichtspunkten einmal abgesehen, 
entspricht der permanente Kampf um die Geld- 
wertstabilität auch einem Gebot der sozialen 
Gerechtigkeit. Er ist nicht zuletzt auch aus 
eigentumspolitischen Gründen erforderlich. 

38. Eine auf stabile Preise bedachte Politik muß 
hauptsächlich in drei Richtungen wirken. Er- 
stens ist an eine bewußte Förderung des Ange- 
bots zu denken. Der Expansionsspielraum läßt 
sich dabei durch eine Vergrößerung des Arbeits- 
volumens erweitern. Bei der durch die natür- 
liche Bevölkerungsbewegung weitgehend vor- 
ausbest imnq^ten Verknappung des heimischen 
Arbeitskräfteangebots hängt das für die Wirt- 
schaft im ganzen zur Verfügung stehende Ar- 
beitsvolumen praktisch von der Veränderung 
der durchschnittlich geleisteten Arbeitszeit und 
von der Gewinnung zusätzlicher ausländischer 
Arbeitskräfte ab. Die tarifliche Arbeitszeit mag 
zwar keine starre Grenze bieten; sie bestimmt 
aber dann, wenn die Ertragslage ein Auswei- 
chen auf Überstunden kaum noch erlaubt, weit- 
gehend die Zahl der tatsächlich geleisteten Ar- 
beitsstunden. Zum anderen müßte die Produk- 
tivität noch stärker gefördert werden. Dazu be- 
darf es u.a. einer größeren Mobilität der Arbeits- 
kräfte im Sinne eines verstärkten Übergangs von 
Beschäftigten in Wirtschaftszweige mit relativ 
hoher Produktivität und mit langfristig großen 
Wachstumschancen. Die Bemühungen einzelner 
Wirtschaftszweige, ihrelBeschäftigtenzahl gleich- 
sam als Besitzstand anerkannt zu erhalten und 
durch die Wirtschaftspolitik absichern zu lassen, 
widersprechen daher klaren volkswirtschaft- 
lichen Notwendigkeiten. Tatsächlich sind zur Zeit 
in weiten Unternehmensbereichen Produktions- 


steigerungen fast nur noch durch Rationalisie- 
rung zu erzielen. Neben einer entsprechenden 
Änderung der Investitionsplanung gehören 
hierzu auch organisatorische Maßnahmen, die 
die veränderte Arbeitsmarktsituation voll in 
Rechnung stellen; ferner gehört hierzu eine bes- 
sere inner- und überbetriebliche Berufsausbil- 
dung, eine intensive Schulung von betrieblichen 
Führungskräften sowie die Betriebsberatung. 
Schließlich würden Importerleichterungen zwei- 
fellos zur Erhöhung des Inlandsangebotes bei- 
tragen. 

39. Je schwieriger es wird, das Angebotspotential 
zu vergrößern, um so ernsthafter muß der 
zweite Weg, nämlich die Begrenzung des Nach- 
frageanstiegs, beschritten werden. Dabei muß 
man sich darüber im klaren sein, daß ein Zu- 
rückdrängen der Nachfrage nicht ganz ohne 
Rückwirkung auf das reale Wachstum bleibt. 
Wird bei einer kurz- oder mittelfristigen Betrach- 
tung die Alternative gestellt, unter Außerachtlas- 
sung oder unter Hintanstellen der Preisstabili- 
tät mehr Expansion zu erreichen oder bei mäßi- 
gerem Wachstum ein größeres Maß an Preis- 
stabilität zu gewinnen, dann kann die wirt- 
schaftspolitische Entscheidung nur zugunsten 
der zweiten Möglichkeit gefällt werden. Damit 
wird für 1963 nicht einer globalen Nachfrage- 
restriktion das Wort geredet. Vielmehr kommt 
es darauf an, dort auf eine Mäßigung hinzuwir- 
ken, wo die größten Gefahren für das gesamt- 
wirtschaftliche Gleichgewicht liegen. Das gilt 
1963 hauptsächlich hinsichtlich der Ausgaben 
der öffentlichen Hand und hier insbesondere 
für die unmittelbar upd mittelbar bauwirksamen 
Ausgaben. Allgemein ist am Baumarkt die Uber- 
beanspruchung der Leistungsfähigkeit noch am 
stärksten ausgeprägt, wobei die ungewöhnlich 
lange und einschneidende Winterpause zusätz- 
lich verschärfend wirkt. Lediglich die Nachfrage 
der Wirtschaft auf diesem Gebiet ist spürbar ge- 
dämpft. Die private Nachfrage nach Aus- 
rüstungsinvestitionen ist ebenfalls nicht mehr 
zu hoch. Hier wäre es sogar schädlich, das ohne- 
hin schon stark verlangsamte Entwicklungs- 
tempo weiter zu bremsen. Andererseits sind auf 
diesem Gebiet expansiv wirkende staatliche 
Maßnahmen durchaus noch nicht angebracht, je- 
denfalls so lange nicht, als die Gesamtkonstel- 
lation der Konjunktur sich nicht ändert und ins- 
besondere am Arbeitsmarkt noch kein nachhal- 
tiger Wandel festzustellen ist. 

Unter den aufgezeigten Gesichtspunkten, insbe- 
sondere denjenigen der Preisstabilität, ist es 
notwendig, den Anstieg der nominalen Nach- 
frage auf den Verbrauchermärkten in engeren 
Grenzen als bisher zu halten. Soll dies ge- 
schehen, dann ist eine stärkere Zurückhaltung 
in der Schaffung zusätzlicher Kaufkraft durch 
höhere staatliche Ubertragungseinkommen 
(Renten, Pensionen und Unterstützungen) ange- 
bracht. Vor allem aber können die Nominal- 
löhne nicht mehr im bisherigen Umfang gestei- 
gert werden. Dies ist insbesondere im Hinblick 
auf die mit der Lohnentwicklung verbundene 
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Kostenbelastung angezeigt. Zur Wiederherstel- 
lung stabiler Preise genügt es nicht, Angebot 
und Nachfrage in der Volkswirtschaft mitein- 
ander in Einklang zu bringen. Es muß daher 
auch noch in einer dritten Richtung vorgegan- 
gen werden mit dem Ziel, dem Anstieg der 
Kosten Einhalt zu gebieten. Eine gewisse Zeit 
hindurch kann unter bestimmten Umständen 
der Preisanstieg selbst bei einer Rezession noch 
fortdauern, wenn der Kostenauftrieb nicht be- 
endet wird. Gerade für 1963 besteht in der Bun- 
desrepublik die Gefahr, daß die Lohnkostenent- 
wicklung trotz fortschreitender Konjunkturent- 
spannung den Preisanstieg nicht zum Stillstand 
kommen läßt. 

IL Leitlinien für das Verhalten der öffentlidien 

Hand und wirtschaftspolitische Schlußfolgerungen 

40. Dem Verhalten der öffentlichen Hand, über 
deren Haushalte (ohne Sozialversicherung) rd, 
30 ®/o des Sozialprodukts geleitet werden, 
kommt — wie aus der vorstehenden Situations- 
schilderung schlüssig folgt — bei den Stabilisie- 
rungsbemühungen eine erhöhte Bedeutung zu. 
Die veränderten ökonomischen Bedingungen, 
vor allem die Einengung des gesamtwirtschaft- 
lichen Wachstumspotentials, erfordern eine ent- 
sprechende Einnahme- und Ausgabegestaltung 
aller öffentlichen Haushalte. Die Steigerung der 
Gesamtausgaben der öffentlichen Hand, also 
derjenigen des Bundes, der Länder und Ge- 
meinden muß in dieser Entwicklungsphase an 
der zu erwartenden Steigerung des realen So- 
zialprodukts orientiert werden. Ohne mit dieser 
Feststellung einen allgemeinen, immer gültigen 
Maßstab für die Öffentliche Ausgabenpolitik ge- 
ben zu wollen, muß diese Forderung 1963 mit 
Nachdruck erhoben werden. 

41. Insoweit Mehrausgaben bei einzelnen Etat- 
posten unvermeidbar sind, müssen sie durch 
Kürzungen an anderen Stellen kompensiert 
werden. Dieser Ausgleich wird nicht immer 
möglich sein. Das gilt insbesondere für die Ver- 
teidigungsausgaben, die beim Bund 1963 eine 
weit über die reale Zuwachsrate des Sozialpro- 
dukts hinausgehende Ausgabesteigerung un- 
umgänglich machen. Ein vernünftiger Ausgleich 
zwischen den verschiedenen Anforderungen an 
den Staat und den gesamtwirtschaftlichen Er- 
fordernissen setzt voraus, daß Prioritäten 
für die öffentlichen Aufgaben, die über den 
Rahmen der Haushalte der einzelnen Gebiets- 
körperschaften hinausgehen, festgelegt werden. 
Dieses zwingende wirtschaftspolitische Erfor- 
dernis läßt angesichts der in Artikel 109 des 
Grundgesetzes verbindlich niedergelegten Haus- 
haltstrennung zwischen Bund und Ländern die 
Arbeiten an der Finanzreform ganz besonders 
dringlich erscheinen, Steuererhöhungen, etwa 
unter dem Gesichtspunkt unvermeidbarer Aus- 
gabensteigerungen beim Bund, würden bei der 
konjunkturellen Konstellation von 1963 die 
Wirtschafts entwicklung hemmen und damit auch 
das künftige Steueraufkommen schmälern. Die 
Bundesregierung hat deshalb hierzu eindeutige 


Erklärungen abgegeben, auf die verwiesen wird. 
Allerdings muß auch bei denjenigen großen 
Ausgabenpositionen, deren Entwicklung sich 
nicht nur nach ökonomischen Gesichtspunkten 
bestimmt, wie 'bei den Verteidigungsausgaben, 
langfristig gesehen auf die Leistungsfähigkeit 
der Volkswirtschaft Rücksicht genommen wer- 
den. Im internationalen Vergleich kann daher 
auch nicht ein gleich hoher Anteil der Vertei- 
digungsausgaben am Bruttosozialprodukt als 
Maßstab für die Belastung herangezogen wer- 
den, da die Leistungsfähigkeit der verschiede- 
nen Volkswirtschaften nicht gleich groß ist. 

42. Am vordringlichsten ist eine Koordinierung der 
Ausgaben auf dem Gebiet der öffentlichen In- 
vestitionen und der Maßnahmen zur Investi- 
tionsförderung, zumal rd. 90 Vo der unmittel- 
baren öffentlichen Investitionen den Baumarkt 
beanspruchen. Da auch 1963 die am meisten 
ins Gewicht fallenden Preissteigerungen wieder 
auf diesem Markt zu befürchten sind und die 
Gebietskörperschaften mit fast einem Drittel 
an den gesamten Bauinvestitionen beteiligt 
sind, müssen die dafür in Frage kommenden 
Haushaltsausgaben eingeschränkt oder ge- 
streckt werden. Auch bei den Darlehen und 
Zuschüssen — insbesondere für den Wohnungs- 
bau — ist für 1963 verstärkte Zurückhaltung 
geboten. Damit ist nichts gegen die Dringlichkeit 
der Infrastruktur-Investitionen gesagt. Diese 
haben für das langfristige Wachstum unbe- 
streitbar große Bedeutung. Dies gilt z. B. für 
die Investitionen für Wissenschaft und For- 
schung, aber gewiß auch für den Straßenbau 
und das Fernmeldewesen. Unbeschadet dieser 
Feststellung gilt es, zunächst die Überbean- 
spruchung der Baukapazität mit ihren schäd- 
lichen Folgen, dem Hochtreiben der Baupreise, 
zu vermeiden. Hierzu ist die Abstimmung der 
öffentlichen Bau- und Bauförderungsmaßnahmen 
unerläßlich. 

43. Die Bundesregierung wird ihre in der Regie- 
rungserklärung vom 9. Oktober 1962 dargelegte 
Politik der Stabilisierung fortsetzen. Sie wird 
sich in Verhandlungen mit den Ländern und 
den kommunalen Spitzenverbänden mit Nach- 
druck darum bemühen, die notwendige Koordi- 
nierung der Haushaltspolitik herbeizuführen. 
In diesem Zusammenhang richtet sie den drin- 
genden Appell an die gesetzgebenden Körper- 
schaften, das Gesetz zur Einschränkung des § 7 b 
Einkommensteuergesetz in der von ihr vorge- 
schlagenen Fassung baldmöglichst zu verab- 
schieden. 

Zur Auflockerung des Arbeitsmarktes und zur 
Erweiterung des Angebotäspielraums wird sich 
die Bundesregierung um eine Hereinnahme 
ausländischer Arbeitskräfte verstärkt bemühen. 
Da es schon seit einiger Zeit schwieriger gewor- 
den ist, zusätzliche Arbeitskräfte aus dem EWG- 
Raum zu gewinnen, ist es um so notwendiger, 
auf Arbeitsmarktreserven dritter Länder zurück- 
zugreifen. Mit Nachdruck wendet sich daher 
die Bundesregierung gegen alle Bestrebungen 
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der EWG, den Zugang von Arbeitnehmern aus 
Drittländern zu erschweren. 

Um die Entspannung der Arbeitsmarktsituation 
zu unterstützen, wird die Bundesregierung 
außerdem bei allen Maßnahmen, die struk- 
turelle Anpassungsprozesse in bestimmten Wirt- 
schaftsbereichen erleichtern sollen, der Not- 
wendigkeit einer größeren Mobilität der Ar- 
beitskräfte stärker Rechnung tragen. Dies gilt 
vor allem für den Bergbau und die Landwirt- 
schaft. 

44. Eine Förderung der Einfuhr durch autonome 
zoll- und handelspolitische Maßnahmen ist 
wegen des EWG-Vertrages nur noch in begrenz- 
tem Ausmaß möglich. Die Bundesregierung wird 
daher auch aus preispolitischen Gründen auf 
eine möglichst liberale Handelspolitik der EWG 
hinwirken. Sie wird sich vor allem mit Nach- 
druck für eine Senkung des EWG-Außenzolls 
einsetzen, zumal die Wirtschaftsgemeinschaft 
damit einen Beitrag zur Belebung und zur Ver- 
stärkung der mit dem Trade Expansion Act der 
amerikanischen Regierung angestrebten Libe- 
ralisierung des Welthandels leisten würde. Die 
Wirtschaft muß für ihre Preis- und Kosten- 
gestaltung jedoch wissen, daß auch in Zukunft 
mit wachsender Konkurrenz des Auslandes zu 
rechnen ist. Dies gilt insbesondere für die 
exportierende Wirtschaft wie für diejenigen 
Bereiche, die auf dem Inlandsmarkt einer nen- 
nenswerten ausländischenKonkurrenz begegnen. 
Eine vorzeitige nach dem EWG-Vertrag mög- 
liche Senkung der Zölle gegenüber den EWG- 
Ländern, die über den für Mitte 1963 vorge- 
sehenen weiteren Zollabbau hinausgeht, kann 
nach der jüngsten Entwicklung derzeit nicht in 
Betracht gezogen werden. Zur Angleichung der 
Wettbewerbsverhältnisse beabsichtigt das Par- 
lament, bei bestimmten Waren unvermeidlich 
gewordene Anpassungen hinsichtlich der steu- 
erlichen Be- und Entlastung im grenzüberschrei- 
tenden Verkehr vorzunehmen. Die Bundesregie- 
rung tritt dafür ein, solche Maßnahmen auf 
steuertechnisch bedingte Fälle besonderer 
Dringlichkeit zu begrenzen. Diese Bescheidung 
ist unbedingt notwendig? ohne sie würde in 
weiten Bereichen der Wirtschaft ein spürbarer 
Preisauftrieb eintreten. 

45. Auch bei allen anderen Entscheidungen, die 
mittelbar oder unmittelbar zu einer weiteren 
Erhöhung des allgemeinen Kosten- und Preis- 
niveaus führen, wird die Bundesregierung ihren 
Einfluß im Sinne der Preisstabilität zur Geltung 
bringen. Dies trifft insbesondere für solche Maß- 
nahmen zu, mit denen sogenannte autonome 
Preissteigerungen verbunden sind. Sofern wirt- 
schaftspolitische Erwägungen gewisse Preis- 
korrekturen nach oben unvermeidlich erscheinen 
lassen sollten, wird die Bundesregierung für 
äußerste Zurückhaltung eintreten. Dieser Grund- 
satz bezieht sich auch auf die Agrarpolitik, bei 
der es darauf ankommt, einen vernünftigen 
Ausgleich zwischen den einkommenspolitischen 
Wünschen der deutschen Landwirtschaft und 


dem Allgemeininteresse an möglichst stabilen 
Preisen zu finden. 

46. Die Deutsche Bundesbank wird die Bemühungen 
um Preisstabilität kreditpoiitisch unterstützen. 
Sie wird daher der tendenziellen Liquiditäts- 
verknappung, die u. a. mit dem Wandel der 
deutschen Zahlungsbilanz zusammenhängt, unter 
den derzeit überschaubaren Verhältnissen nicht 
entgegenwirken. Zusätzliche Maßnahmen der 
Krediteinschränkung oder -Verteuerung erschei- 
nen ihr allerdings zur Zeit nicht angezeigt. Sie 
würden in erster Linie die Investitionsneigung 
der Unternehmer treffen, die ohnehin abnimmt. 
Die Wirksamkeit solcher Maßnahmen wäre 
außerdem fraglich, weil neue, die internen 
Restriktionen kompensierende Geldzuflüsse aus 
dem Ausland befürchtet werden müßten. Dar- 
über hinaus könnten sie störende Einflüsse auf 
die internationale Zahlungsbilanzsituation aus- 
üben. 

IIL Leitlinien für das Verhalten der Unternehmer 

47. Die Unternehmer müssen bei allen Dispositio- 
nen von dem Tatbestand ausgehen, daß sich die 
Arbeitsmarktiage in der Bundesrepublik auf 
längere Sicht grundiegend gewandelt hat. Unter 
gesamtwirtschaftlichen Aspekten ist die Gefahr 
von Fehlinvestitionen gegenüber früheren Jah- 
ren erheblich größer geworden. Wegen des nur 
noch geringen Zugangs an Arbeitskräften 
können Investitionen, die neue Arbeitsplätze 
schaffen, leicht zu Überkapazitäten führen. Bei 
Plänen für Kapazitätserweiterungen ist daher 
eine sehr ernste und besonders sorgfältige 
Prüfung, insbesondere der speziellen arbeits- 
marktpolitischen Situation, nicht nur zu empfeh- 
len, sondern geradezu unverzichtbar. Noch mehr 
als bisher muß das Schwergewicht auf Arbeits- 
kräfte sparende und Kosten senkende Investi- 
tionen gelegt werden. In verstärktem Maße 
müssen — wie bereits angedeutet — auch alle 
anderen Möglichkeiten zur Rationalisierung 
ausgeschöpft werden. Die im' Vergleich zu den 
Vorjahren stark ermäßigte Selbstfinanzierungs- 
quote macht es erforderlich, zur Durchführung 
von Investitionen vermehrt auf Fremdfinanzie- 
rung überzugehen. Der Rückgang der Selbst- 
finanzierungsquote von 68 Vo im Jahre 1960 
auf jetzt rd. 60 Vo zeigt der investierenden 
Wirtschaft aber auch, wie sehr äußerste Acht- 
samkeit gegenüber künftigen Kostensteigerun- 
gen angezeigt ist, ein Gebot, das auch im 
Interesse der Erhaltung der Arbeitsplätze be- 
folgt werden muß. 

48. Die Wirtschaftsentwicklung bringt im Jahre 1963 
aus der gegebenen Konstellation ein weiteres 
Absinken der Gewinnspannen mit sich. Manche 
Unternehmer könnten sich unter diesen Bedin- 
gungen vor die Frage gestellt sehen, entweder 
bei gleichbleibenden Preisen ihre Produktion 
einzuschränken oder durch Preissenkungen den 
Absatz zu erhöhen und dadurch zu einer bes- 
seren Kapazitätsauslastung zu kommen. In einer 
Reihe von Branchen erscheint letzteres trotz 
des allgemeinen Arbeitskräftemangels durchaus 
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möglich. Die gesamtwirtschaftliche Situation 
zwingt dazu, der zweiten Alternative auf jeden 
Fall den Vorzug zu geben. Preissenkungen in 
Bereichen mit überdurchschnittlichem Produk- 
tivitätsfortschritt sind zum Ausgleich für un- 
vermeidbare Preiserhöhungen in Zweigen mit 
geringer Rationalisierungsmöglichkeit notwen- 
dig, wenn das gesamte Preisniveau nicht weiter 
steigen soll. 

IV. Leitlinien für die Tarif parteien 

49. Da der Angebotsspielraum für 1963 zu einem 
wesentlichen Teil durch die Entwicklung der 
Arbeitszeit bestimmt wird, ist eine Pause bei 
der in der Bundesrepublik schon sehr weit fort- 
geschrittenen Arbeitszeitverkürzung unerläßlich. 
Dies gilt jedenfalls, wenn die Forderung nach 
Preisstabilisierung und Erhaltung der inter- 
nationalen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft ernst genommen wird. Die von den 
Tarifparteien für 1963 bereits getroffenen Ver- 
einbarungen über Arbeitszeitverkürzungen 
sollten in Anbetracht der veränderten Bedin- 
gungen der Wirtschaftsentwicklung mit dem 

-Ziel überprüft werden, getroffene Regelungen 
hinauszuschieben oder den vereinbarten stufen- 
weisen Abbau zu verlangsamen. Auf neue Ver- 
einbarungen zur Verkürzung der tariflichen 
Arbeitszeit muß verzichtet werden. Wer diesen 
zwingenden Notwendigkeiten nicht entspricht, 
kann nicht in Anspruch nehmen, dem Gebot 
nach Preisstabilität verpflichtet zu sein. Mit 
der Forderung, im Jahre 1963 auf Arbeitszeit- 
verkürzungen zu verzichten, ist nicht gesagt, 
daß diese später unbedenklich seien. Die lang- 
fristige Entwicklung der Erwerbsbevölkerung 
(siehe Ziffern 25 und 36) macht eine Überprüfung 
auch der für die folgenden Jahre vereinbarten 
oder angestrebten Arbeitszeitregelungen not- 
wendig. 

50. Bei einer sorgfältigen Prüfung der bei Abfas- 
sung dieses Berichts erkennbaren Entwicklun- 
gen und Möglichkeiten sollte die Steigerung 
der Lohn- und Gehaltssumme je Beschäftigten 
über den gesamtwirtschaftlichen Produktivitäts- j 
f ortschritt je Erwerbstätigen keinesfalls hinaus- 1 
gehen. Dieser wird für 1963 — wie in Ziffer 26 ! 
dargelegt wurde — auf 3 bis 3V2^/o geschätzt. | 
In Wirtschaftsbereichen, in denen die Möglich- 1 
keiten zu Produktivitätssteigerungen nur ge- 
ring sind, wie bei den Dienstleistungen, 
dürften bereits derartige Lohnsteigerungen die 
Ertragskraft übersteigen. Gerade hier bestünde 
die Gefahr, daß ein anhaltender Kostendruck 
von der Lohnseite her zu höheren Preisforde- 
rungen oder zu verstärkten Ansprüchen an die I 
öffentliche Hand führen würde. Auch in Berei- | 
chen und Branchen mit überdurchschnittlichem i 
Produktivitätsforschritt darf deshalb der — für i 
sich betrachtet — höhere Spielraum für Lohn- | 
Steigerungen nicht ausgeschöpft werden. Die ■ 
bei einer solchen Lohnpolitik verbleibende | 
Marge muß vielmehr zu Preissenkungen genutzt | 
werden, damit — wie oben ausgeführt — eine l 
Stabilisierung des Gesamtpreisniveaus erreicht | 
wird. Bei der gegebenen Datenkonstellation | 


ist nicht nur zu befürchten, daß jedes über- 
schreiten dieses Rahmens zu Schädigungen der 
Gesamtwirtschaft führen wird; derartige Schä- 
digungen werden vielmehr mit sehr hoher 
W ahrscheinlichkeit eintreten. 

Eine volle Überwälzung von höheren Lohn- 
kosten auf die Preise ist wegen des Vordrin- 
gens der Auslandskonkurrenz auf die Inlands- 
märkte und wegen der Verschärfung des Wett- 
bewerbs am Weltmarkt nicht möglich. Inwie- 
weit die Überwälzung erfolgen kann, hängt von 
den im einzelnen sehr unterschiedlichen Ver- 
hältnissen auf den verschiedenen Märkten ab. 
Diese Feststellung mindert jedoch in keiner 
Weise das Gewicht der eben erhobenen Forde- 
rung nach maßvollerer Lohnpolitik. Auch wenn 
die Unternehmer wegen der Unmöglichkeit 
einer Weiterwälzung höherer Kosten zunächst 
noch eine Schmälerung der Gewinnmargen hin- 
nehmen müssen — vielleicht hier und da sogar 
hinnehmen können — , dann besteht doch die 
große Gefahr, daß die Selbstfinanzierungsmög- 
lichkeiten 1963 in vielen Bereichen nicht aus- 
reichen, den noch vorhandenen Investitions- 
spielraum zu nutzen und den Investitionsnot- 
wendigkeiten gerecht zu werden. Auch dem 
Übergang zur Fremdfinanzierung sind in der 
Marktwirtschaft Grenzen gesetzt, die sich aus 
dem Verhältnis von Eigenkapital zu Fremdka- 
pital ergeben. Eine zu starke Abnahme der In- 
vestitionsneigung würde mit Gewißheit — 
wenn nicht sofort, dann doch nach einiger 
Zeit — zu einer deutlich spürbaren Be- 
einträchtigung des Wirtschaftswachstums füh- 
ren. Damit kann durchaus die Gefahr einer 
Rezession heraufbeschworen werden. Die Chan- 
cen für weitere Reallohnsteigerungen werden 
dadurch erheblich erschwert, wenn nicht gar 
beendet, weil auch die Vollbeschäftigung dann 
nicht mehr gesichert erscheint. Wer glaubt, mög- 
lichts hohe Lohnerhöhungen lägen bei der ge- 
genwärtigen wirtschaftlichen Lage im Interesse 
der Arbeitnehmer, der verkennt die Situation. 
Nach den außerordentlich starken Lohnsteige- 
rungen der letzten drei Jahre — die Bruttolohn- 
und -gehaltssumme je Beschäftigten war 1962 
um rd. 30 Vo höher als 1959, während die ge- 
samtwirtschaftliche Produktivität in dieser Zeit 
nur um 15 Vo zugenommen hat — erscheint eine 
spürbare Mäßigung der Lohnerhöhungen gegen- 
über denjenigen der letzten Jahre nicht nur not- 
wendig, sondern auch unter Berücksichtigung 
der Entwicklung der übrigen Einkommen voll 
vertretbar. Mit dieser lohnpolitischen Leitlinie 
wird keine starre Bindung der Löhne an die 
Produktivität als Grundsatz gefordert. Ein Zu- 
rückstecken der bisherigen Lohnforderungen 
und -bewilligungen auf die genannte Leitlinie 
ist gegenwärtig der unerläßliche Beitrag der 
Tarifparteien zur Stabilisierung der Preise im 
Jahre 1963 und — mehr noch — zur langfristi- 
gen Sicherung der Wettbewerbs- und Entwick- 
lungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft und 
damit auch zur dauerhaften Sicherung der 
Arbeitsplätze. 
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Tabelle 1 


Erwerbstätigkeit 

Bundesgebiet ohne Berlin (West) 



1960 

1961 

1962 ‘) I 

1963 >) 

Erwerbsbevölkerung 

Arbeitslose 

Erwerbstätige 

Selbständige 

Abhängige 

dar.: 

ausländische Arbeiter 

25 570 

240 

25 330 

5 800 

19 530 

275 

in 1 

25 895 

160 

25 735 

5 785 

19 950 

470 

000 

26 185 

140 

26 045 

5 730 

20 315 

630 

26 240 

140 

26 100 

5 700 

20 400 

700 

Erwerbsbevölkerung ' 

Arbeitslose 

Erwerbstätige 

Selbständige 

Abhängige 

dar.: 

ausländische Arbeiter 

Verände 

+ 225 

- 240 

+ 465 

- 135 

+ 600 

-f 110 

irung gegenüb« 

+ 325 

- 80 

+ 405 

- 15 

-f 420 

+ 195 

er dem Vorjah 

+ 290 

- 20 

+ 310 

- 55 

+ 365 

+ 160 

r in 1000 

+ 55 

± 0 

+ 55 

- 30 

+ 85 

+ 70 

Erwerbsbevölkerung 

Arbeitslose 

Erwerbstätige 

Selbständige 

Abhängige 

dar.: 

ausländische Arbeiter 

VeräiK 

+ 0,9 

- 50,5 

-f 1,9 

- 2,3 

+ 3,2 

+ 71,9 

lerung gegenü 

+ 1,3 

- 33,3 

+ 1,6 

- 0,3 

+ 2,2 

+ 70,9 

her dem Vorja 

+ 1,1 

- 12,5 

+ 1,2 

" Iß 

+ 1,8 

+ 34,0 

hr in ®/o 

+ 0,2 

± 0 

+ 0,2 

- 0,5 

+ 0,4 

+ 11,1 

Durchschnittlich geleistete Arbeitszeit aller Erwerbs- 
tätigen 

+ 0,4 

- IJ 

1 

- 1,5 1 - 1,1 


1) Schätzungen 

2) einschließlich mithelfender Familienangehöriger 
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Tabelle 2 

Beiträge der Wirtschaftsbereiche zum Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen 

— in Preisen von 1954 — 

Bundesgebiet ohne Berlin (West) 


Wirtschaftsbereich 

1960 

1961 

1962 9 

1963 -) 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Handel und Verkehr 

Dienstleistungsbereiche 

15.8 

132,9 

49,3 

41.8 

in Millia 

15.9 

141,7 

51.9 

43,8 

rden DM 

15,9 

147,9 

54,3 

45,7 

16,1 

152,9 

56,4 

47,3 

Bruttoinlandsprodukt 

insgesamt 

je Erwerbstätigen^) 

239,8 

9 466 

253,3 

9 844 

263,8 

10 129 

272,7 

10 448 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Handel und Verkehr 

Dienstleistungsbereiche 

Veränd« 

-1- 4,8 

+ 10,4 

+ 8,8 

+ 4,7 

üung gegenüb 

+ 0,5 

+ 6,6 

+ 5,3 

+ 4,9 

er dem Vorjah 

+ 0,3 

+ 4,3 

+ 4,8 

+ 4,3 

r in ®/o 

+ 1,0 

+ 3,4 

+ 3,9 

+ 3,5 

Bruttoinlandsprodukt 

insgesamt 

je Erwerbstätigen^) 

+ 8,6 

+ 6,6 

+ 5,7 

+ 4,0 

+ 4,1 

+ 2,9 

+ 3,4 

+ 3,1 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Handel und Verkehr 

Dienstleistungsbereiche 

Anti 

6,6 

55.4 

20,6 

17.4 

eil am Bruttoir 

6,3 

55,9 

20,5 

17,3 

ilandsprodukt 

6,1 

56,0 

20,6 

17,3 

in ®/o 

5,9 

56,1 

20,7 

17,3 

Bruttoinlandsprodukt 

100 j 

100 

100 

100 


h vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
-) Schätzungen 
in DM 

1960: Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin (West) 
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T.a b e 1 1 e 3 


Verteilung des Volkseinkommens 

Bundesgebiet ohne Berlin (West) 



1960 

1961 

1962*) 

1963 2) 

1 

1 

1 


in Milliarden DM 


Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit ! 

133,6 ! 

150,1 1 

165,9 i 

177,2 

+ Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und j 

Vermögen 

1 

85,8 

i 

90,7 i 

i 

94,3 i 

1 

98,4 

Volkseinkommen 

219,4 

240,8 { 

260,2 

275,6 

+ Indirekte Steuern abzüglich Subventionen .... 

38,9 

42,7 j 

$ 1 

46,4 

49,3 

Nettosozialprodukt zu Marktpreisen 

258,3 

283,5 i 

306,6 

324,9 

4- Abschreibungen 

24,1 

26,9 

30,2 

32,6 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen j 

1 282,4 i 

1 1 

1 310,4 

1 336,8 

357,5 

1 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in "/o 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

4- 12,3 

+ 12,3 

4- 10,6 

+ 6,8 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen 

+ 12,7 

+ 5,7 

+ 4,0 

+ 4,4 

Volkseinkommen 

+ 12,5 

-r 9,7 

-1- 8,1 

+ 5,9 

Indirekte Steuern abzüglich Subventionen 

-t- 9,7 

+ 9,7 

4- 8,6 

4- 6,3 

Nettosozialprodukt zu Marktpreisen 

+ 12,0 

+ 9,7 

4" 8,1 

4- 6,0 

Abschreibungen 

+ 11,8 

+ 11,8 

4- 12,3 

4" 8,0 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

+ 12,0 

9,9 

-\- 8,5 

-h 6,2 

Anteil des Bruttoeinkommens aus unselbständiger 
Arbeit am Volkseinkommen 

60,9 

62,3 

! 63,8 

i 

1 64,3 


vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
-) Schätzungen 

1960: Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin (West) 
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Tabelle 4 


Einkommen aus unselbständiger Arbeit 

Bundesgebiet ohne Berlin (West) 


j 1960 

1961 

1962 >) 

1963 2) 



in Milliarden DM 


Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

133,6 

150,1 

165,9 

177,2 

— Arbeitgeberbeiträge zu öffentlichen Einrichtun- 
gen der sozialen Sicherung 

14,9 

16,4 

17,9 

19,1 

Bruttolohn- und -gehaltssumme 

118,7 

133,7 

148,0 

158,1 

Bruttolöhne und -gehälter monatlich je beschäftigten 
Arbeitnehmer DM 

(507) 

(558) 

(607) 

(646) 

^ Abzüge 

19,0 

22,3 

25,7 

28,3 

1 

Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 1 

99,7 

111,3 

122,3 

129,8 

Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 






Veränderung gegenüber dem Vorjahr in ”/o 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

^ 12,3 

4- 12,3 

+ 10,6 

+ 6,8 

Arbeitgeberbeiträge zu öffentlichen Einrichtungen 
der sozialen Sicherung 

+ 12,6 

+ 10,1 

!- 9,1 

-1- 6,7 

Bruttolohn- und -gehaltssumme ' 

f 12,3 

+ 12ß 

+ 10,7 

1- 6,8 

Bruttolöhne und -gehälter monatlich je beschäftigten 
Arbeitnehmer DM 

(-!- ö,9) 

(+ 10,2) 

(+ 8,7) 

(-(- 6,4) 

Abzüge 

+ 20,8 

-h 17,6 

+ 15,1 

+ 10,2 

Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

+ 10,8 

+ 11,6 

-1- 9,9 

+ 6,1 


vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes und der Deutschen Bundesbank 
Schätzungen 

•^) 1960; Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin (West) 
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Tabelle 5 


Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 

Bundesgebiet ohne Berlin (West) 



I960 

1961 

1962 1) 

1963 2) 



in Milliarden DM 


Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 

1' 




Vermögen insgesamt 

85,8 

90,7 

94,3 

98,4 

— Abzüge 

21,1 

24,6 

27,3 

29,1 

Nettoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 





Vermögen insgesamt 

64,7 

66,1 

67,0 

69,3 

des Staates 

4,1 

4,6 

4,8 

5,0 

der Unternehmen 

60,6 

61,5 

62,2 

64,3 

davon 





Privatentnahmen der Selbständigen 

42,2 

45,9 1 

49,4 

52,4 . 

Nichtentnommene Gewinne 

18,4 

15,6 

12,8 

11,9 


Veränderung gegenüber dem Vorjah 

r in “/o ’) 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 





Vermögen insgesamt 

+ 12,7 

+ 5,7 

+ 4,0 

+ 4,4 

Abzüge 

+ 14,3 

+ 16,4 

+ 11,0 

+ 6,7 

Nettoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 





Vermögen insgesamt 

+ 12,2 

+ 2,2 

+ 14 

+ 3,4 

des Staates 

+ 13,1 

+ 13,0 

+ 4,1 

+ 4,2 

der Unternehmen 

+ 12,1 

+ 1,5 

+ 

+ 3,5 

davon 





Privatentnahmen der Selbständigen 

+ 9,4 

+ 8,7 

+ 7,6 

+ 5,9 

Nichtentnommene Gewinne 

+ 18,9 

- 15,0 

“ 18,4 

- 7,0 


vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes und der Deutschen Bundesbank 
Schätzungen 

1960: Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin (West) 
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Tabelle 6 


Einkommen und Verbraudi 

Bundesgebiet ohne Berlin (West) 



I960 

1961 

1962 0 

1963 2) 



in Milliarden DM 


Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

99,7 

111,3 

122,3 

129,8 

+ Einkommensübertragungen 

34,4 

37,4 

40,6 

43,2 

Masseneinkommen 

134,1 

148,7 

162,9 

173,0 

+ Privatentnahmen der Selbständigen 

41,6 

45,0 

48,2 

51,1 

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte . . 

175,7 

193,7 

211,1 

224,1 

— Privater Verbrauch 

160,5 

176,3 ^ 

192,2 

204,1 

Ersparnis (ohne Vermögensübertragungen) 

15,2 

17,4 

18,9 

20,0 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in ®/o^) 

Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

+ 10,8 

+ 11,6 \ 

+ 9,9 

+ 6,1 

Einkommensübertragungen 

-f 4,3 

+ 8ß 

+ 8,4 

+ 6,4 

Masseneinkommen 1 

+ 9,1 

+ 10,9 

+ 9,5 

+ 6,2 

Privatentnahmen der Selbständigen 3) 

+ 8,4 

+ 8,3 

+ 7,1 

+ 6,0 

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte . . 

+ 8,9 

+ 10,2 

+ 9,0 

+ 6,2 

Privater Verbrauch 

+ 9,2 

+ 9,8 

+ 9,0 

+ 6,2 

Sparquote ®) 

8ß 

9,0 

9,0 

9,0 


vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes und der Deutschen Bundesbank 
Schätzungen 

•^) nach Abzug der lfd. Übertragungen der privaten Haushalte an das Ausland 
1960: Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin (West) 

’’') Anteil der Ersparnis am verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte 
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Tabelle 7 


Verwendung des Sozialprodukts 

— in jeweiligen Preisen — 

Bundesgebiet ohne Berlin (West) 


Verwendungsart 

1960 

1961 

1962') 

1963 2) 


1 

in Milliarden DM 


Privater Verbrauch 

160,5 

176,3 

192,2 

204,1 

+ Staatsverbrauch 

38,4 

43,7 

49,9 

54,3 

Bruttoinvestitionen 

75,7 

83,6 

90,8 

96,9 

davon 





Ausrüstungen 

33,7 

38,7 

41,7 

43,4 

Bauten 

34,0 

38,9 

43,8 

47,6 

Vorratsveränderung 

+ 8,0 

+ 6,0 

+ 5,3 

+ 5,9 

+ Außenbeitrag 

7,8 

6,8 

3,9 

2,2 

Ausfuhr 

70,5 

73,9 

77,7 

79,8 

— Einfuhr 

62,7 

67,1 

73,8 

77,6 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

282,4 

310,4 

336,8 

357,5 


! 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in ®/o 

Privater Verbrauch 

-1- 9,2 

+ 9,8 

+ 9,0 

+ 6,2 

Staatsverbrauch 

+ 12,4 

+ 13,7 

14,2 

+ 8,9 

Bruttoinvestitionen 

+ 20,5 

+ 10,4 

+ 8,6 

+ 6,7 

davon 





Ausrüstungen 

+ 17,8 

+ 14,7 

+ 7,8 

+ 4,0 

Bauten 

+ 14,8 

+ 14,5 

+ 12,6 

+ 8,6 

Ausfuhr 

+ 14,6 

+ 4,7 

+ 5,2 

+ 2,7 

Einfuhr 

+ 17,4 

+ 6,8 

+ 10,1 

+ 5,2 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

+ 12,0 

+ 9,9 

+ 8,5 

+ 6,2 


vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 

2) Schätzungen 

3) 1960: Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin (West) 
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noch Tabelle 7 


Verwendungsarten in Vo des Bruttosozialprodukts 

— in jeweiligen Preisen — 

Bundesgebiet ohne Berlin (West) 


Verwendungsart 

1960 

1961 

1962 1) 

1963 

Privater Verbrauch 

56,8 

56,8 

57,1 

57,1 

Staatsverbrauch 

13,6 

14,1 

14,8 

15,2 

Bruttoinvestitionen 

davon 

26,8 

26,9 

27,0 

27,1 

Ausrüstungen 

11,9 

12,5 

12,4 

12,1 

Bauten 

12,0 

12,6 

13,0 

13,3 

Vorratsveränderung 

2,8 

k9 

1,6 

1,7 

Außenbeitrag 

2,7 

2,2 

1,2 

0,6 

Ausfuhr 

25,0 

23,8 

23,1 

22,3 

Einfuhr 

22,2 

21,6 

21,9 

21,7 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

100 

100 

100 

100 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 

g vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
“) Schätzungen 


25 



Drucksache IV/1010 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Erläuterungen 

zu den Begriffen der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 


L Sektoren der Volkswirtschaft 

( 1 ) 1 . Unternehmen 

Unternehmen sind wirtschaftliche Institu- 
tionen, die Waren produzieren oder Dienst- 
leistungen erbringen und diese gegen Ent- 
gelt verkaufen. Dabei müssen die Entgelte in 
der Regel Überschüsse abwerfen oder min- 
destens die Kosten decken. Zum Unterneh- 
mensbereich zählen u. a.: Unternehmen der 
Industrie, des Handels, der Banken und Ver- 
sicherungen, Handwerksbetriebe, Betriebe 
der Landwirtschaft, ferner Bundesbahn und 
-post und sonstige staatliche Unternehmen 
unabhängig von ihrer Rechtsform. 

Ein- und Verkaufsvereinigungen (auch in ge- 
nossenschaftlicher Form), 

Freie Berufe, 

die Wohnungs Vermietung einschließlich der 
Nutzung von Eigentümerwohnungen und die- 
jenigen Organisationen ohne Erwerbscharak- 
ter, die den Unternehmen dienen, also z. B. 
Wirtschaftsverbände, Arbeitgeberverbände, 
Kammern usw. 

(2) 2. Staat 

Zum Staat gehören folgende Öffentliche Kör- 
perschaften: 

der Bund einschließlich des Lastenausgleichs- 
fonds und des ERP-Sondervermögens, 

die Länder und Hansestädte, 

die Gemeinden und Gemeindeverbände, Ho- 
heits- und Kämmereiverwaltungen, Zweck- 
verbände, soweit sie denen der Gebietskör- 
perschaften entsprechende Aufgaben erfüllen. 

Die Sozialversicherung, zu der u. a. auch ein 
Rechnungsposten für Pensionszahlungen an 
Beamte gehört, um deren Einkommen in den 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen sinn- 
gemäß darstellen zu können. 

(3) 3. Private Haushalte 

Zu den privaten Haushalten gehören in 
erster Linie Familien und sonstige Lebens- 
gemeinschaften, aber auch Haushalte von 
Einzelpersonen, außerdem Organisationen, 
Vereine, Institute usw., die keinen Erwerbs- 
charakter haben und nicht dem Staat zuge- 
rechnet werden, aber ihre Leistungen über- 
wiegend ebenfalls nicht gegen Entgelt ver- 
kaufen, also z. B. 

Kirchen, religiöse und weltanschauliche Ver- 
einigungen, karitative, kulturelle und wis- 


senschaftliche Organisationen sowie politi- 
sche Parteien, Gewerkschaften, Sportvereine, 
gesellige Vereine usw. 

(4) 4. übrige Welt 

Als „übrige Welt" gelten das Ausland, die so- 
wjetische Besatzungszone und Berlin (West), 
das aus internationalen Gründen bisher noch 
nicht in die Berechnung für die Bundesrepu- 
blik einbezogen werden kann. 

II. Sozialproduktsgrößen 

(5) 1. Bruttosozialprodukt (zu Marktpreisen) 

Das Bruttosozialprodukt ist der Wert aller 
während eines bestimmten Zeitraumes (mei- 
stens eines Jahres) produzierten Güter und 
Dienstleistungen für Verbrauch und Investi- 
tionen. Im Bruttosozialprodukt sind neben 
den Einkommen der Produktionsfaktoren Ar- 
beit, Kapital und unternehmerische Leistung 
noch die 

(6) Abschreibungen (das sind im Gegensatz zu 
den steuerlichen Absetzungen die Normal- 
abschreibungen zu Wiederbeschaffungswer- 
ten) und 

(7) indirekten Steuern (Umsatzsteuern, Ver- 
brauchsteuern, Zölle usw.) abzüglich der 
Subventionen (Düngemittelsubvention, Milch- 
prämie usw.) . 

enthalten. 

(8) 2. Nettosozialprodukt (zu Marktpreisen) 

Es stellt das um die Abschreibungen gekürzte 
Bruttosozialprodukt dar. 

(9) 3. Nettosozialprodukt 

zu Faktorkosten = Volkseinkommen 

Es ist das Nettosozialprodukt zu Marktprei- 
sen abzüglich der indirekten Steuern und zu- 
züglich der Subventionen: 

Schematisch dargestellt ergibt sich: 
Bruttosozialprodukt 
— Abschreibungen 

= Nettosozialprodukt zu Marktpreisen 
“ Indirekte Steuern 
+ Subventionen 


= Nettosozialprodukt 

zu Faktorkosten ^ Volkseinkommen 
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(10) 4. Briittoinlandsprodukt 

Dient u. a. zur Ermittlung der Gesamtwirt- 
schaftlichen Produktivität Bruttoinlands- 
produkt in konstanten Preisen je Erwerbs- 
tätigen). Es ist um den Saldo der Zahlungen 
von Erwerbs- und Vermögenseinkommen zwi- 
schen dem Inland und der „übrigen Welt" 
kleiner oder größer als das Bruttosozialpro- 
dukt. 


III. Einkommensgrößen 

(11) 1. Bruttoeinkommen aus unselbständiger 

Arbeit 

Bruttolohn- und -gehaltssumme zuzüglich der 
Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung. 
Ausgehend von dem gebräuchlichen Lohn- 
und Gehaltsbegriff werden Werbungskosten, 
die an und für sich nicht als Einkommen an- 
gesehen werden können, nicht abgesetzt. 

(12) 2. Abzüge vom Einkommen aus unselbstän- 

diger Arbeit 

Sozialversicherungsbeiträge (Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmeranteil) und Lohnsteuer für Ar- 
beitnehmer (nicht für Pensionäre). In, den 
Sozialversicherungsbeiträgen sind auch Zah- 
lungen an öffentliche Zusatzversorgungsan- 
stalten enthalten und unterstellte Einzahlun- 
gen in einen fiktiven Beamtenpensionsfonds 
(als Äquivalent zur Rentenversicherung der 
Arbeiter und Angestellten). Beiträge zur ge- 
setzlichen Unfallversicherung werden als in- 
direkte Steuern der Unternehmen verbucht. 

(13) 3. Bruttoeinkommen aus Unternehmertätig- 

keit und Vermögen 

Einkommen privater und öffentlicher Unter- 
nehmen aus Gewinn, Zinsen, Mieten und 
Pachten. Enthalten sind der Eigenverbrauch 
der Unternehmer einschließlich rechnerischer 
Mieten für Eigentumswohnungen und dgl. 
sowie Subventionen. Vermögenseinkommen 
der Unselbständigen, wie Zinsen, Dividenden, 
Mieten u. ä. rechnen zu diesen Posten. Aus 
statistisch technischen Gründen umfaßt diese 
Größe auch die freiwilligen Sozialleistungen 
der Unternehmen an die Arbeitnehmer. 

(14) 4. Abzüge von Bruttoeinkommen aus Unter- 

nehmertätigkeit und Vermögen 

Alle direkten Steuern, wie veranlagte Ein- 
kommensteuer, Körperschaftsteuer, Kapital- 
ertragsteuer, Vermögensteuer u. ä.; die So- 
zialversicherungsbeiträge der Selbständigen. 

(15) 5. Einkommen des Staates aus Unternehmer- 

tätigkeit und Vermögen 

Abgeführte Gewinne Öffentlicher Unterneh- 
men, Dividenden, Zinsen u. ä. einschließlich 
des Überschusses der Betriebe der Gemein- 


den abzüglich der Zinsen für die öffentliche 
Schuld. 

(16) 6. Privatenlnahmen der Selbständigen und 

dgl. 

Neben den Entnahmen der Selbständigen aus 
Einzelunternehmen und Personalgesellschaf- 
ten gehören dazu auch ausgeschüttete Divi- 
denden an private Haushalte, Zinsen, Mieten, 
Pachten, soweit sie privaten Haushalten ein- 
schließlich Unselbständigen zufließen. 

(17) 7. Nicht entnommene Gewinne 

Neben den von Kapitalgesellschaften nicht 
aus geschütteten Gewinnanteilen sind hier 
auch die in Einzelunternehmen und Personal- 
gesellschaften verbleibenden nicht entnomme- 
nen Gewinne enthalten. Dazu gehören auch 
Einlagen in Einzelunternehmen und Personal- 
gesellschaften sowie Eigenmittel der privaten 
Haushalte als Bauherren u. ä. 

(18) 8. Einkommensübertragungen des Staates an 

private Haushalte 

Barleistungen der Sozialversicherung, Pen- 
sionen der Beamten (nach Abzug der Steuern), 
Barleistungen der Fürsorge, Kriegsopfer- und 
Kriegsgefangenenentschädigung, Lastenaus- 
gleichszahlungen (ohne Hauptentschädigung). 
Sachleistungen der genannten Institutionen 
zählen nicht als Einkommensübertragung, 
sondern rechnen zum Staatsverbrauch. 

(19) 9. Masseneinkommen 

Es besteht aus den Nettolöhnen und -gehäl- 
tern zuzüglich der Einkommensübertragun- 
gen des Staates an die privaten Haushalte, 

(20) 10. Verfügbare Einkommen der privaten 

Haushalte 

Setzen sich wie folgt zusammen: 

Nettolöhne und -gehälter 
+ Einkommensübertragungen des Staates 

= Masseneinkommen 

+ Privatentnahmen der Selbständigen und 
Vermögenseinkommen der Unselbstän- 
digen 

= verfügbares Einkommen 

Die Privatentnahmen der Selbständigen und 
dergl. sind hier gekürzt um die laufenden 
Übertragungen der privaten Haushalte an die 
„übrige Welt" (z. B. private Wiedergut- 
machungsleistungen) . 


IV. Verwendung des Sozialprodukts 

(21) 1. Privater Verbrauch 

Ausgaben der privaten Haushalte und der 
Organisationen ohne Erwerbscharakter für 
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Käufe von Waren und Dienstleistungen, und 
zwar von Unternehmen (einschließlich Woh- 
nungsnutzung), vom Staat (gegen Gebühren), 
vom Ausland (z. B. auf Reisen), in geringem 
Umfang auch von privaten Haushalten (z. B. 
häusliche Dienste). Neben den tatsächlichen 
Käufen werden unterstellte Käufe berücksich- 
tigt (z. B, Eigenverbrauch der Unternehmer, 
Nutzung von Eigenheimen). Der Verbrauch, 
der über Gesdiäftskosten verbucht wird, und 
z. B. Reparaturkosten für Eigenheime gelten 
nicht als privater Verbraudi, sondern als Vor- 
leistungen der Unternehmen. Der Verbrauch 
von Sachleistungen der Fürsorge und der 
Sozialversicherung (z. B. Medikamente, aber 
auch Arztleistungen) wird nach herrschender 
Übung nicht zum privaten, sondern zum 
Staatsverbrauch gerechnet. Die Käufe von 
Eigenheimen sind - — als Ausnahme — Inve- 
stitionen. 

(22) 2. Staatsverbrauch 

Personal- und Sadiausgaben der öffentlichen 
Haushalte für öffentliche Leistungen, die un- 
entgeltlich zur Verfügung gestellt werden. 
Hinzu kommen unterstellte Ausgaben (Mie- 
ten, Pensionsrückstellungen) und Abschrei- 
bungen. Ausgenommen sind Käufe von Bau- 
ten und beweglichen Sachvermögen für zivile 
Zwecke (öffentliche Investitionen). Gebühren- 
einnahmen werden von den öffentlichen Aus- 
gaben abgesetzt und als Vorleistungen (Käufe 
von Unternehmen) oder privater Verbrauch 
gebucht. Verteidigungsausgaben zählen voll 
zum Staatsverbrauch, also einschließlich der 
Ausrüstung und der militärischen Bauten, die 
bei den zivilen Ausgaben als Investition an- 
gesehen werden. 

(23) 3. Investitionen 

Man unterscheidet folgende Größen: 

(24) a) Bauinvestitionen oder Bauten 

Zu den Bauinvestitionen zählen die fertig- 
gestellten Wohngebäude einschließlich 
Eigenheime, Verwaltungsgebäude der Un- 
ternehmen und des Staates. Neuerstellte 
bauliche Anlagen der Unternehmen sowie 
der Straßenbau. Auch selbsterstellte Ge- 
bäude und bauliche Anlagen rechnen hier- 
zu. Militärische Bauten zählen nicht als In- 
vestition, sondern als Staatsverbrauch. 

(25) b) Ausrüstungsinvestitionen 

Zu den Ausrüstungsinvestitionen zählen 
die Käufe von dauerhaften Gütern wie 
Maschinen, Einrichtungen, Fahrzeuge usw. 
Staatliche Ausrüstungsinvestitionen sind 
das Mobiliar und die Einrichtungen der 
Verwaltungen, Rechen- und Schreibmaschi- 
nen, Fahrzeuge usw. Militärische Aus- 
rüstungen und Waffen werden als Staats- 
verbrauch und nicht als Investition gerech- 
net. 


(26) c) Bruttoanlageinvestitionen 

Bau- und Ausrüstungsinvestitionen zusam- 
men ergeben die Bruttoanlageinvestitio- 
nen. 

(27) d) Neltoanlageinvestitionen 

Als Nettoanlageinvestitionen werden die 
Bruttoanlageinvestitionen abzüglich der 
volkswirtschaftlichen Abschreibungen be- 
zeichnet. 

(28) e) Vorratsveränderung 

Die Vorratsveränderung ergibt sich als 
Differenz zwischen den Vorratsbeständen 
am Anfang und am Ende der Periode. Er- 
mittelt wird nur die mengenmäßige Vor- 
ratsveränderung der Berichtszeit, bewer- 
tet zu Durchschnittspreisen. Veränderun- 
gen nur auf Grund von Preisbewegungen 
werden als Scheingewinne bzw. -Verluste 
ausgeschaltet. 

(29) f) Gesamtinvestition 

Anlageinvestition und Vorratsverände- 
rung zusammen werden — je nachdem ob 
die Abschreibungen bei den Anlage- 
investitionen abgesetzt sind oder nicht — 
auch als Brutto- oder Nettoinvestition be- 
zeichnet. 

(30) 4. Außenbeitrag 

Ausfuhr abzüglich Einfuhr von Waren und 
Dienstleistungen einschließlich Erwerbs- und 
Vermögenseinkommen. Erfaßt werden die 
Umsätze zwischen Inländern und der „übri- 
gen Welt". Gegenüber entsprechenden Posi- 
tionen der Zahlungsbilanz ist zu berücksichti- 
gen, daß die „übrige Welt" neben dem Aus- 
land auch die sowjetische Besatzungszone 
und Berlin (West) umfaßt. 

Die Nettoforderungen an die „übrige Welt" 
ergeben sich aus dem Außenbeitrag nach Ab- 
zug der unentgeltlichen Leistungen zwischen 
dem Inland und der „übrigen Welt". 

Verbrauch, Bruttoinvestitionen und Außen- 
beitrag ergeben zusammen das Bruttosozial- 
produkt. 

(31) Unentgeltliche Leistungen umfassen insbe- 
sondere Wiedergutmachungsleistungen und 
Zahlungen an internationale Organisationen. 


V. Vermögensbildung und Ersparnis 

(32) 1. Bruttovermögensbildung der Gesamten 

Volkswirtschaft 

Sie besteht aus den Bruttoinvestitionen (An- 
lagen und Vorräte) zuzüglich des Nettoforde- 
rungszuwachses an die „übrige Welt" (siehe 
Außenbeitrag). 
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(33) 2. Nettovermögensbildung der Gesamten 

Volkswirtschaft 

Ergibt sich nach dem Abzug der Abschrei- 
bungen von der Bruttovermögensbildung und 

(34) ist identisch mit der Gesamtersparnis der 
Volkswirtschaft zuzüglich des Saldos der 
Vermögensübertragungen zwischen dem In- 
land und der „übrigen Welt". 


(35) 3. Ersparnis (ohne Vermögensübertragun- 

gen) der privaten Haushalte 

Verfügbares Einkommen der privaten Haus- 
halte (III, 10) abzüglich des privaten Ver- 
brauchs (IV, 1). 


(36) 4. Ersparnis (ohne Vermögensübertragun- 

gen) des Staates 

Laufende Einnahmen des Staates, wie Steuern, 
■ Sozialversicherungsbeiträge, Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen u, ä. ab- 
züglich der laufenden Ausgaben [Staatsver- 
brauch (IV, 2) und Einkommensübertragungen 

(III, 8)]. 

(37) 5. Ersparnis (ohne Vermögensübertragun- 

gen) der Unternehmen 

Identisch mit den nicht entnommenen Gewin- 
nen (III, 7). 

Nach Verbuchung der Vermögensübertragun- 
gen zwischen den Sektoren (siehe 1.) und der 
„übrigen Welt" ergibt sich die Ersparnis der 
Sektoren einschließlich der Vermögensüber- 
tragungen. 
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